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16. Jahrgang 


Der Angriff auf die Wirtſchaftskriſe 


Die Regierung Koscialkowſki ſieht ihre Hauptaufgabe 
weniger auf politiſchem als auf wirtſchaftlichem Gebiet. Die 
Wirtſchaftsreſſorts der neuen Regierung ſind mit Männern 
beſetzt, die in weiten Kreiſen der polniſchen Oeffentlichkeit 
Vertrauen genießen: Koscialkowſki, Paciorkowſki, Kwiat⸗ 
kowſki, Gorecki und Jaſzezolt. In Preſſe, Rundfunk und 
Sejm haben ſich die neuen Männer wiederholt über ihre 
wirtſchaftspolitiſchen Pläne geäußert. In die 
polniſche Wirtſchaft, die durch die taſtende, allen tiefgreifen⸗ 
den Maßnahmen abholde Politik der Oberſtengruppe in eine 
Art Erſtarrungszuſtand geraten iſt, ſcheint jetzt ein neuer 
Zug planender Initiative einkehren zu wollen, 
von der man freilich nicht weiß, ob ſie wirklich imſtande ſein 
wird, der in allen ihren Teilen erkrankten Wirtſchaft neues 
Leben zu bringen. 

Kwiatkowfki hat in einer temperamentvollen Rundfunk— 
rede erklärt, daß der Staatshaushalt unverzüg⸗ 
lichreſtlos ausgeglichen werden müſſe, und daß die 
bisherige Defizitwirtſchaft auf keinen Fall fortgeſetzt werden 
dürfe. Koscialkowſki hat vor dem Sejm dann im einzelnen 
dargelegt, wie dieſes erſte Ziel der neuen Wirtſchaftspolitik 
praktiſch erreicht werden ſoll. Auf der einen Seite iſt die 
Senkung einzelner Steuern und Abgaben, 
die direkt oder indirekt vor allem die ärmeren Volksſchichten 
belaſten, geplant: Die Mietsſätze für Kleinwohnungen 
ſollen ermäßigt, die Mietsſteuern auf Kleinſtwohnungen 
völlig beſeitigt und die Kommunalzuſchläge für 
die ländliche Grundſteuer um die Hälfte herab— 


geſetzt werden; für die Wegebauabgaben ſoll 
eine Höchſtgrenze und für die Beamten eine Ent⸗ 
ſchuldungsaktion durchgeführt werden. Auf der 


anderen Seite iſt an ſcharfe Beſteuerung der Do- 
tationen und Tantiemen gedacht. Die Beamten 
und öffentlichen Angeſtellten werden mit einer geſtaffelten 
Sondereinkommenſteuer belegt. Die privaten 
Feſtangeſtellten ſollen im Rahmen der geplanten Reform 
der Einkommenſteuer ähnlich ſcharf angefaßt werden. Weiter 
iſt von weſentlichen Einſparungen in den ſtaat⸗ 
lichen Betrieben die Rede. Sonſt ſind im Staats⸗ 
haushalt, der mit 1,9 Milliarden Zloty für einen Staat wie 
Polen ohnehin ſchon unwahrſcheinlich niedrig iſt, kaum 
größere Einſparungen zu machen. Eine Beſchneidung des 
Heereshaushaltes, der über ein Drittel, faſt zwei Fünftel des 
Geſamthaushaltes ausmacht, dürfte auch von der Regierung 
Koscialkowſki nicht beabſichtigt ſein. Eine weitere Kürzung 
des Bildungshaushaltes iſt eine glatte Unmöglichkeit, wenn 
man bedenkt, daß heute ſchon falt eine Million Kinder im 
ſchulpflichtigen Alter da ſind, die keine Schule beſuchen, und 
daß Leute, die es wiſſen müſſen, ein Minus von etwa 16 000 
Lehrkräften gegenüber dem normalen Bedarf feſtgeſtellt 
haben. Maßnahmen, wie die Regierung ſie zur Ausgleichung 
des Staatshaushaltes plant, müſſen ſolange ein unſicherer 
Notbehelf bleiben, als ſich die Steuereingänge aus 
der heute völlig daniederliegenden Wirtſchaft nicht heben 
und die Steuermoral der breiteſten Volksſchichten ſich 
nicht ganz weſentlich beſſert. 

Für die Geſundung der Wirtſchaft hat die neue Re⸗ 
gierung eine Reihe recht ſchöner, aber un ausgegliche⸗ 


ner Pläne. Kwiatkowſki hat die Erhöhung des 
inneren Verbrauchs durch die Hebung der 
Kaufkraft der breiten Maſſen als die wichtigſte 
wirtſchaftspolitiſche Aufgabe der Regierung bezeichnet. Tat⸗ 
ſächlich iſt ja der polniſche Binnenmarkt völlig zerſtört, und 
die Preisniveaus induſtrieller und landwirtſchaftlicher Pro— 
dukte klaffen weit auseinander. Daß Kwiatkowfki ſelber 
durch die Politik, die er früher, als er einmal Handels- 
miniſter war, getrieben hat, ein gerüttelt Maß von Schuld 
daran trägt, ſei nur beiläufig erwähnt. Daß die Kaufkraft 
der Maſſen gehoben werden muß, wenn die polniſche Wiri— 
ſchaft gefunden ſoll, das hat man auch ſchon vorher gewußt. 
Doch haben ſich die früheren Regierungen niemals an Maß— 
nahmen herangetraut, die geeignet geweſen wären, die durch 
die Gdingener Parole gründlich verkorkſte Wirtſchaftspolitik 
auf einen neuen Kurs zu bringen. Aber in der Hauptſache 
scheint auch die neue Regierung bei ihren Maßnalhnen an das 
anknüpfen zu wollen, was von ihren Vorgängerinnen ſchon 
eingeleitet und taſtend verſucht worden iſt. 

Der Grundgedanke, von dem die neue Regierung aus— 
geht, iſt nach Koscialkowſki die Herbeiführung einer 
beſſeren und gerechteren Verteilung des 
Volkseinkommens. Das find Worte. die die breiten 
Maſſen immer gern hören. Die Oberſtengruppe hat, 
als ſie in der Regierung ſaß, ſelten Wert darauf gelegt, mit 
ſozialen Verſprechungen Eindruck auf die Maſſen zu machen. 
Die neue Regierung ſtellt eine energiſche Senkung 
der Preiſe für in duſtrielle Produkte in Aus— 
ſicht; dieſe hofft fie vor allem durch einen umfaſſenden An = 
griff auf die ungeſunde Preispolitik der 
Kartelle erreichen zu können. Bemühungen in dieſer 
Richtung ſind, z. T. mit Erfolg, ſchon ſeit langem im Gange. 
Weiter iſt eine weſentliche Senkung der Eiſenbahn⸗ 
tarife geplant. Die Preiſe für elektriſchen 
Strom, für Gas und andere Erzeugniſſe 
öffentlicher Unternehmungen ſollen gleichfalls 
herabgeſetzt werden. Eine Ermäßigung wäre vor allem bei 
den monopoliſierten Waren, wie Salz, Streichhölzern uſw., 
notwendig; ob die Regierung hierzu imſtande ſein wird, iſt 
allerdings fraglich. Auch hinſichtlich der Sozial: 
verſicherung, deren Entwicklung während der letzten 
Jahre zu äußerſt erbitterten Auseinanderſetzungen geführt 
hat, werden durchgreifende Neuerungen in Ausſicht geſtellt, 
bisher aber noch nicht näher umſchrieben. N 

Ein weſentlicher wirtſchaftspolitiſcher Programmpunkt der 
neuen Regierung iſt die Belebung der privaten 
Initiative. Die etatiſtiſchen Hemmungen 


ſollen verſchwinden; der Staat ſoll möglichſt wenig 
als Unternehmer auftreten, ſondern die wirtſchaftliche Be— 


tätigung nach Möglichkeit der privaten Unternehmungsluſt 


überlaſſen. Daß das Ueberwuchern des ſtaatlichen Sektors 


im Wirtſchaftsleben die private Betätigung ſtark ein⸗ 
geſchränkt und verhindert hat, iſt nicht zu bejtreiten. Meiſt 
aber war es doch ſo, daß ſich der Staat nur dort in die Wirt⸗ 
ſchaft einmiſchte, wo er ſie aus politiſchen Gründen in 
eine beſtimmte Richtung zu lenken verſuchte, oder dort, wo 
es an ausreichender privater Unternehmungsluſt ohnehin 
fehlte. Es iſt durchaus nicht geſagt, daß ſich die private 
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Initiative überall dort ausdehnen wird, wo ſich der Staat 
jetzt etwa wieder aus der Wirtſchaft zurückzieht. Vielfach 
würde der Rückzug des Staates auch eine Preisgabe der mit 
ſeinem Eingriff in die Wirtſchaft verfolgten politiſchen Ziele 
bedeuten. Eine ſolche Preisgabe aber — man denke z. B. 
an Gdingen — liegt keineswegs in der Abſicht der neuen 
Regierung. Immerhin wird ſie manche bürokratiſchen Hem— 
mungen, über die in der Wirtſchaft allenthalben geklagt 
wird, abbauen können. 

Im übrigen wird ſie nur dann der privaten Wirtſchaft 
neuen Auftrieb zu geben vermögen, wenn es ihr gelingt, 
der großen Maſſeder Arbeitsloſen zueinem 
Verdienſt zu verhelfen, und zwar nicht nur den 


einigen hunderttauſend regiſtrierten Arbeitslofen der In⸗ 


duſtrie, ſondern auch den Millionen ländlicher Kräfte, die 
heute in den übervölkerten Dörfern ein mehr als kümmer— 
liches Daſein friſten. 
beitsbeſchaffungsmaßnahmen fehlt Polen das 
notwendige Geld. Die Regierung hat mitgeteilt, daß ſie an 
der bisherigen Deflations politik unbedingt feſt⸗ 
halten will; ſie will alſo weiterhin mit dem unwahrſchein⸗ 
lich niedrigen Geldumlauf, der je Kopf der Bevölkerung nur 
etwa 30 Zloty beträgt, operieren; ſie verzichtet damit auf die 
größere finanzielle Beweglichkeit, die ihr eine ein wenig 
aufgelockerte Währungspolitik u. U. zu bieten vermöchte. 
Aber ihre Scheu vor einem Abweichen von dem bisherigen 
ſtarren währungspolitiſchen Kurs iſt verſtändlich: Die Sta⸗ 
bilität des Zkoty iſt tatſächlich die wichtigſte Leiſtung, 


die die polniſche Wirtſchaftspolitik der letzten Jahre auf⸗ 


weiſen kann. Eine finanzielle Hilfe vom Aus⸗ 
land, wie ſie bis zum Jahre 1929 die Kapitalknappheit der 
polniſchen Wirtſchaft behoben hat, ſcheint die Regierung in 
größerem Umfang nicht zu erwarten. Aber ſie hofft, in 
Polen ſelbſt noch Kapitalien, vor allem ſolche der Selbſt— 
verwaltungen, für die Durchführung ihrer wirtſchafts— 
politiſchen Pläne mobiliſieren zu können. Im übrigen aber 
muß fie ſich mit der Tatſache abfinden, daß ſich die Ka⸗ 
pitalneubildung in Polen, einem verarmten und 
vorwiegend agrariſchen Lande, nur ſehr langſam 
vollzieht. 

In der Agrarpolitik ſoll der ſchon unter der Re— 
gierung Slawek vom damaligen und jetzigen Landwirt— 
ſchaftsminiſter Paciorkowſki eingeſchlagene bauern⸗ 
freundliche Kurs fortgeführt werden. Aber es iſt kein 
Geheimnis, daß dieſer Kurs durchaus nicht klar und einheit— 
lich iſt. Welche Schwierigkeiten ſich für eine gradlinige 
Agrarpolitik aus den gewaltigen Verſchiedenheiten ergeben, 
die etwa zwiſchen der hochſtehenden Landwirtſchaft Poſens 
und der faſt mittelalterlich rückſtändigen Landwirtſchaft 
mancher öſtlicher Gebietsteile des Staates beſtehen, iſt hin⸗ 
reichend bekannt. Auch daß die landwirtſchaftliche Preis— 
politik ſprunghaft und voller Widerſprüche iſt, iſt oft genug 
feſtgeſtellt worden. Wenn Koscialkowſki in ſeiner Sejmrede 
die Rentabilität der Landwirtſchaft als die 
wichtigſte Vorausſetzung für eine Geſun⸗ 
dung der Geſamtwirtſchaft Polens bezeichnet 
und Kwiatkowſki die kategoriſche Forderung aufgeſtellt hat, 
daß der Schrumpfung der Konſumtion auf dem Dorfe Ein⸗ 
halt geboten und der Blutabfluß aus dem kranken Organis— 


Aber für wirklich umfaſſende Ar⸗ 


mus der Landwirtſchaft unterbunden werden müſſe, ſo iſt 
das alles zweifellos richtig. Doch ſcheint ſich auch die 
neue Regierung davor zu ſcheuen, die vol⸗ 
len Konſequenzen aus ihrer Erkenntnis zu 
ziehen. Auch ſie trägt Bedenken, einige der weſentlichſten 
Fehler der bisherigen Wirtſchaftspolitik, die am Nieder— 
gange der Landwirtſchaft ſchuld ſind, richtigzuſtellen. 
Gdingen iſt ſicherlich ein nationales Symbol. Aber dieſem 
Symbol wurde der organiſche Aufbau der polniſchen Volks⸗ 
wirtſchaft, der nur von der Landwirtſchaft her erfolgen 
kann, zum Opfer gebracht. Das war nur möglich, weil die 
Regierungen, die ihre Wirtſchaftspolitik unter dieſes Symbol 
ſtellten, ein Volk vor ſich hatten, dem ſie ein erſtaun⸗ 
liches Maß an materieller und kultureller 
Bedürfnisloſigkeit zumuten konnten. Auch im 
Wirtſchaftsprogramm der neuen Regierung ſpielt dieſe 
Primitivität eine ganz erhebliche Rolle, — was man natür— 
lich nicht ſo offen zugeben wird. 

Die Regierung iſt ſich im übrigen über die Schwierig⸗ 
keiten, denen ſie gegenüberſteht, nicht im Zweifel. Die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe, in der ſich Polen befindet, iſt nicht nur konjunktu⸗ 
reller, ſondern vor allem ſtruktureller Natur. Kwiat⸗ 
kowſki hat in feiner Sejmrede darauf hingewieſen: die 
Weichſellinie, ſagte er u. a., teile Polen in zwei 
wirtſchaftlich grundſätzlich voneinander ab⸗ 
weichende Teile; während das Land weſtlich der Weich⸗ 
ſel etwa auf der Höhe weſteuropäiſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens ſtehe, weile das Land öſtlich der Weichſel 
typiſche Merkmale eines Koloniallandes auf. 
Es werde das Beſtreben der Regierung ſein, durch eine ent» 
ſprechende Geſtaltung der Eiſenbahntarife den Oſten Polens 
näher an den Weſten des Staates heranzubringen. Die In⸗ 
duſtrie Weſtpolens müſſe, anſtatt, wie bisher mit Dumping⸗ 
preiſen nach überſeeiſchen Ländern vorzuſtoßen, vor allem 
Abſatz in den polniſchen Oſtwojewodſchaften finden. Hier hat 
Kwiatkowſki eines der wichtigſten Probleme der polniſchen 
Wirtſchaftspolitik angeſchnitten. Es fragt ſich, wie er die 
Löſung dieſes Problems mit ſeiner Vorliebe für Edingen in 
Einklang bringen will. Wein das auf Koſteg Danzigs ge⸗ 
ſchehen ſollte, könnten ſich daraus politiſche Schwierigkeiten 
für Polen ergeben. 

Die Regierung will ſich nicht auf ein „Durchhalten der 
Kriſe“ beſchränken, ſondern den Schwierigkeiten energich zu 
Leibe gehen. Das deutſche Beiſpiel zeigt, wie unentbehrlich zur 
Ueberwindung einer faft hoffnungslos verfahrenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage das Vertrauen des Volkes in die 
Staatsführung iſt. Dieſes Vertrauen iſt in Polen 
zweifellos bei weitem nicht in demſelben Maße wie in 
Deutſchland vorhanden. Aber die neue Regierung in Polen 
hat den Wert dieſes pſychologiſchen Faktors erkannt. Sie 
verſucht, ſich durch eine ſtarke Betonung der ſozialen Ten⸗ 
denz ihres Wirtſchaftsprogramms das Vertrauen der Maſſen 
zu ſichern. Ihre Erfolge in dieſer Richtung ſind bisher nicht 
ſonderlich groß. Die oppoſitionellen Parteien laſſen ſich da⸗ 
durch, daß ſie mit dieſem oder jenem Miniſter einigermaßen 
zufrieden ſind, nicht dazu verleiten, die Regierung zu unter⸗ 
ſtützen. Und auch im Regierungsblatt ſelbſt hat Koscialkow- 
jti vor allem mit Widerftand von ſeiten der Oberſtengruppe 
zu rechnen. i 


4 


Antwort an Smogorzewifti 


In der polniſchen Preſſe macht ſich in letzter Zeit wieder 
einmal eine verſtärkte Agitation gegen die Volks⸗ 
gruppenpolitik des Dritten Reiches bemerk⸗ 
bar. Dieſem „Zuge der Zeit“ kann, wie es ſcheint, auch 
der Ritter der Ehrenlegion, Kaſimir Smogorzewſki, 
nicht widerſtehen, der ſeit 1933 als Vertreter der „Gazeta 
Polska“ in Berlin tätig iſt. In der „Cazeta Polska“ vom 
17. Oktober findet ſich von ihm ein die erſte Seite füllender 
Artikel unter der Ueberſchrift „Die nationalen Minderheiten 
in Deutſchland“. Smogorzewſki beginnt mit einer „Sta— 
tiſtik“, die er ſich beim Polenbund ausleiht. Irgendwie ſoll 
feſtgeſtellt worden ſein, daß es im Deutſchen Reich heute 
1,75 Mill. Angehörige nichtdeutſchen Volkstums gibt (die 
Juden und fremden Staatsangehörigen ungerechnet). Davon 
werden 1,47 Mill. für das polniſche Volkstum in Anſpruch 
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genommen, die übrigen werden nach einem unbekannten 
Schlüſſel auf Dänen, Frieſen (!), Wenden, Tſchechen und 
Litauer aufgeteilt. Der „Statiſtik“ liegen — wie auf 
polniſcher Seite üblich — die jog. objektiven Volkstums⸗ 
merkmale, Sprache, Abſtammung uſw., zugrunde. Nun iſt 
aber der Gebrauch eines flawiſchen Dialektes als Haus⸗ 
ſprache nachweislich kein Beweis für die Zugehörigkeit zum 
polniſchen Volkstum. Auch ift der Begriff der Ab ſtammung 
in Gebieten, die ſeit Jahrhunderten nationale Miſchräume 
ſind, als völkiſches Trennungsmerkmal völlig unbrauchbar. 
Dieſen Feſtſtellungen, deren Richtigkeit von keinem ver⸗ 
nünftigen Menſchen in Abrede geſtellt werden kann, weicht 
Smogorzewſki, um nicht über fie zu ſtolpern. ſorgfältig aus, 
— wie das ja auch der Polenbund von jeher getan hat. 
Die Stichhaltigkeit und Glaubwürdigkeit deſſen, was er im 


weiteren Verlauf feines Artikels über die Behandlung der 
polniſchen Volksſplitter in Deutſchland zu ſagen hat, wird 
dadurch natürlich von vornherein in Frage geſtellt. 

Die Schlußfolgerungen, zu denen Smogorzewſki ge⸗ 
langt, verdienen im Wortlaut feſtgehalten zu werden. Denn 
ſie ſtellen eine grobe Diffamierung der ver⸗ 
antwortlichen Reichsſtellen dar, die um jo 
erſtaunlicher iſt, als Smogorzewſki ſelber ſich erſt noch vor 
einiger Zeit in einem Artikel mit Recht über die 
fahrläſſige und verantwortungsloſe Be⸗ 
richterſtattung gewiſſer Berliner Aus: 
landspreſſevertreter über das neue Deutſchland 
aufgeregt hat. Die Schlußfolgerungen Smogorzewſkis lauten 
wie folgt: „1. Die feierlichen Erklärungen, in denen die 
Germaniſierungspolitik verworfen wird, ſind für das 
Ausland beſtimmt. Sie haben den Zweck, für das 
Dritte Reich unter den Völkern zu werben, die ſich durch 
gewiſſe Theſen des Verfaſſers vom Mein Kampf! und 
anderer nationalſozialiſtiſcher Theoretiker bedroht fühlen 
könnten. 2. Nach außen hin verzichtet das Dritte Reich 
darauf, diejenigen Splitter der nationalen Minderheiten, 
die aufgeklärter ſind, für das Deutſchtum zu ge⸗ 
winnen. Dagegen verzichtet es nicht auf den größeren Teil 
der Minderheitengruppen. Es beabſichtigt, ihn mit Hilfe 
der imponierenden Mühle der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Organiſationen einzudeut- 
ſchen. Es iſt davon überzeugt, daß es das ſchneller und 
erfolgreicher als die vorhergehenden Syſteme vollbringen 
wird. Es glaubt, daß die ‚Splitter‘ und die Aelteren in den 
Familien ausſterben werden, ohne Spuren zu hinterlaſſen, 
falls es gelingen wird, das junge Geſchlecht der Minder⸗ 
heiten im deutſchen Geiſte und in der deutſchen Sprache zu 
erziehen.“ ö 

Smogorzewſki erhebt gegen die verantwortlichen 
Stellen des Dritten Reiches den Vorwurf der Unaufrichtig— 
keit. Er behauptet, daß ein Widerſpruch zwiſchen den 
Worten und den Taten in bezug auf die Behandlung der 
fremden Volksgruppen in Deutſchland beſtehe. Zum „Be— 
weis“ führt er an: einige Ortsnamen änderungen 
in den öſtlichen Grenzgebieten, die Werbearbeit der Hitler: 
jugend unter der angeblich nichtdeutſchen Jugend, die 
Heranziehung der einer fremden Volksgruppe angehörenden 
Kinder zum Staatsjugendtag und die Anwendung 
des Erbhof und des Arbeitsdienſtgeſetzes auf 
die Angehörigen der fremden Volksgruppen. Von dieſen 
Dingen, die Smogorzewſki mit ſalopper Oberflächlichkeit 
dem Nationalſozialismus als Kapitalſünden vorhält, ſpielen 
95 Fragen der beiden letztgenannten Geſetze eine beſondere 

olle. 

Zunächſt das Reichserbhofgeſetz und die Polen: 
Die wiederholten Vorſtellungen des Polenbundes in dieſer 
Sache ſind am 5. Juni d. Is. durch ein Schreiben des 
Reichsminiſteriums des Innern endgültig abgelehnt 
worden. Es ſei nur noch einmal folgendes feſtgeſtellt: Die 
Beſchwerden des Polenbundes gehen ausſchließlich von der 
Perſon des Bauern aus und berückſichtigen nicht, daß 
das Reichserbhofgeſetz dem Hof eine beſondere Bedeutung 
zuweiſt. Verliert ein Bauer aus Gründen, die in ſeiner 
Perſon liegen, die Erbhoffähigkeit, ſo hört nicht der Hof 
auf, Erbhof zu ſein, ſondern das Erbhofgericht kann den 
Bauern vom Erbhof entfernen. Erbhoffähig iſt ein Bauer 
grundſätzlich dann, wenn er deutſcher Staatsangehöriger, 
deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes, nicht 
entmündigt, ehrbar und fähig iſt, den Hof ordnungsgemäß 
zu bewirtſchaften. Der Polenbund klammert ſich in ſeinen 
Beſchwerden nun ausſchließlich daran, daß es in der Brä- 
ambel als das Ziel des Geſetzes bezeichnet wird, den 
Bauernſtand „als Blutquelle des deutſchen 
Volkes zu erhalten“. Das Reichserbhofgeſetz aber 
ſtellt ausdrücklich feſt, daß dem Deutſchen hier derjenige 
gleichzuſetzen iſt, der ſtammesgleichen Blutes it, 
und daß ſtammesgleichen Blutes derjenige nicht iſt, der 
unter ſeinen Vorfahren väterlicher- oder mütterlicherſeits 
jüdifches oder farbiges Blut hat. Das Landes⸗ 
erbhofgericht in Celle hat dieſe Definition dahin er⸗ 
gänzt, daß als ſtammesgleich diejenigen Völker zu gelten 
haben, die in geſchloſſener Volkstumsſiedlung ſeit 
geſchichtlicher Zeit in Europa beheimatet ſind. Dieſe 


Definition entſpricht durchaus dem Sinn des Geſetzes, das 
eine Erneuerung des Bauerntumsin Deutſch⸗ 
land aufraſſiſcher Grundlage nach Maßgabe der 
nationalſozialiſtiſchen Gedankengänge bezweckt, die Walter 
Darre in ſeinem grundlegenden Werke „Das Bauern- 
tum als Lebensquell der nordiſchen Raſſe“ dargelegt hat. Sie 
findet weiter ihre Parallele in einer ganzen 
Reihe von Geſetzen raſſenpolitiſchen In⸗ 
halts. Der Fall iſt erledigt. Es mutet ein wenig lächer⸗ 
lich an, wenn Jan Skala, Smogorzewſki oder ſonſtwer ſich 
noch berufen dünken, verantwortlichen deutſchen Stellen 
5 über das Weſen des Nationalſozialismus zu 
alten. 

Auch gegen die Heranziehung der Angehörigen des 
polniſchen Volksſplitters zum Arbeitsdienſt hat der 
Polenbund Einſpruch erhoben, nachdem das Reichs⸗ 
miniſterium des Innern am 26. September d. Is. entſchieden 
hat, daß alle Reichsangehörigen zum Arbeitsdienſt ver⸗ 
pflichtet ſind. Aehnlich wie beim Reichserbhofgeſetz, ſtützt 
ſich die polniſche Agitation auch in dieſem Falle auf 
einige Worte, die den Zweck des Arbeitsdienſtes zu 
erläutern beſtimmt find, und zwar auf den Art. 1 Abf. 3 des 
Arbeitsdienſtgeſetzes, welcher lautet: „Der Reichsarbeits⸗ 
dienſt ſoll die deutſche Jugend im Geiſte des 
Nationalſozialismus zur Volksgemein⸗ 
ſchaft erziehen.“ Der Arbeitsdienſt ſei, ſo heißt es in 
der Polenbundpreſſe, eine rein deutſche Angelegenheit. 
Nun ja: er iſt eine genau ſo rein deutſche Angelegenheit, wie 
etwa das polniſche Heer eine rein polniſche Angelegenheit 
iſt, trotzdem die Deutſchen, Ukrainer, Weißruſſen, Litauer, 
Tſchechen, Juden und Tataren in ihm dienen müſſen. 
Wenn ſich der Polenbund auf die Theſe verſteift, daß 
deutſche, nationalſozialiſtiſche Einrichtungen, die vom Staat 
verfügt werden, die Angehörigen der polniſchen Volks— 
gruppe nichts angehen, dann könnte er dieſe Theſe ja viel— 
leicht auf die wehrgeſetzlichen Beſtimmungen anwenden, in 
denen ſich wohl auch ein Paſſus finden läßt, der zu ähn— 
lichen Schlußfolgerungen wie im Falle des Erbhof- und des 
Arbeitsdienſtgeſetzes veranlaſſen könnte. Es wäre reizvoll 
— weniger vielleicht für die Herren vom Polenbund — ſich 
die weiteren Folgerungen einmal durchzudenken. 

Man iſt in der Dorotheenſtraße wohl ſchon dahinter 
gekommen, daß die Haltung, die man in der 
Frage des Erbhof- und des Arbeitsdienſt⸗ 
geſetzes eingenommen hat, ſich mit dem Er⸗ 
werb des Reichsbürgerrechtes nicht verein⸗ 
baren läßt. Von maßgebender deutſcher Stelle iſt 
ſofort nach Erlaß des Nürnberger Geſetzes über das Reichs⸗ 
bürgerrecht mitgeteilt worden, daß die Angehörigen des 
polniſchen Volksſplitters in Deutſchland das Reichsbürger— 
recht unter denſelben Bedingungen wie die deutſchen Volks⸗ 
tumsangehörigen erhalten werden. § 2 Abſ. 1 des Geſetzes 
lautet: „Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige 
deutſchen oder artverwandten Blutes, der 
durch ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt und geeignet 
iſt, in Treue dem deutſchen Volk und Reich 
zu dienen.“ Das iſt ein Paſſus, der völlig den Worten 
entſpricht, die in den oben erwähnten Geſetzen von den 
Polenbundleuten beanſtandet werden. Smogorzewſki kommt 
in ſeinem Artikel auf dieſe Frage zu ſprechen. Er verſichert 
zunächſt, daß die Polen in Deutſchland auf die Zuerkennung 
des Reichsbürgerrechtes „vollen Anſpruch“ hätten, .. weil 
ſie Steuern zahlen und im Heere dienen, was Smogorzewſki 
im Falle der Polen in Deutſchland als einen ausreichenden 
Beweis loyaler Geſinnung erachtet. (Er ſollte ſich, ehe er 
ſich noch einmal über derartige Dinge äußert, über die 
Anforderungen orientieren, die in Polen an die Loyalität 
der dortigen Deutſchen geſtellt werden!) Dann fährt er fort: 
„Wenn jedoch das Reichsbürgerrecht mit der Germaniſie— 
rung erkauft werden ſoll, dann werden die Angehörigen 
der nationalen Minderheiten in Deutſchland trotz der 
ehrenvollen Bezeichnung ihres Blutes als ‚artverwandt' mit 
dem deutſchen Blut lieber zuſammen mit den 
Juden nur Reichsangehörigebleiben wollen.“ 
Das wäre in der Tat die logiſche Folgerung aus der bis⸗ 
herigen Haltung der Leiter des Polenbundes. Ob die 
Anhänger des Bundes derſelben Auffaſſung ſein werden, 
kann man freilich mit guten Gründen bezweifeln. 


243 


Smogorzemffi behauptet, daß die Polen in Deutſchland 
maſſenweiſe „mit Hilfe der imponierenden Mühle der 
nationalſozialiſtiſchen Organiſationen“ aſſimiliert würden. 
Er ſei in dieſem Zuſammenhange auf eine vor wenigen 
Jahren erſchienene Schrift ſeines Landsmannes Stanislaus 
Los: „Die konſtruktive Politik in Rotrußland“ verwieſen, 
in welcher dieſer ſich über den Begriff der Aſſimi⸗ 
lierung folgendermaßen ausläßt: „Die Aſſimilierung iſt 
niemals eine bewußte Tätigkeit des Aſſimilierenden, 
ſondern ein unbewußter Prozeß, den der 


Aſſimilierte durchläuft. Das Sichbekanntmachen 
mit einer fremden Sprache und Kultur iſt ein großes Plus 
im Leben, das der Lohn einer gewiſſen, ſich ſeiner Ziele 
bewußten, freiwilligen Anſtrengung iſt, dagegen niemals 
das Ergebnis eines Zwanges ſein darf.“ Es wäre für die 
Herren vom Polenbund ſicherlich nützlich, fi) unter Bes 
nutzung dieſes Urteils ihres Landsmannes über die Aſſimi⸗ 
lierung einmal Gedanken zu machen. Auch Herrn Smogor— 
zewſki würde eine ſolche Ueberlegung über das freiwillige 
nationale Bekenntnis nichts ſchaden. Dr. K. 


Die neue Regierung und die Nationaldemokraten 


Früher, als der Marſchall noch lebte, konnte man wohl 
mit einigem Recht davon ſprechen, daß ein Regierungs- 
wechſel in Polen nicht viel mehr als „die Ablöſung einer 
Wache“ bedeute; denn der maßgebende Faktor der zwölf 
Kabinette, die Polen ſeit dem Maiumſturz 1926 erlebte, 
blieb immer der Marſchall. Zyndram-Koscial⸗ 
kowſki iſt nach mehr als neun Jahren der erſte Re⸗ 
gierungschef, der nicht von Pilſudſki beſtimmt 
worden iſt; ſein Kabinett iſt das erſte Kabinett des 
Staatspräſidenten. Es ſetzt ſich ausſchließlich aus 
Männern zuſammen, die ſich als Pilſudſkianhänger be⸗ 
Nie das ſchließt freilich nicht aus, daß die politiſche 

ichtung, die es vertritt, von derjenigen ſeiner Vorgänger 

abweicht. Diesmal iſt mehr als bloß „eine Wache 
abgelöſt“ worden. Die Oberſtengruppe, die ſeit 
Jahren, ſeit dem Rücktritt des zweiten Kabinetts Bartel, den 
politiſchen Kurs Polens beftimmte, ift in den Hinter⸗ 
grund, um nicht zuſagen: in die Oppoſition 
gedrängt worden. Daß gerade aus der Oberſten— 
gruppe heraus Widerſtand gegen die Ausweitung der 
Machtbefugniſſe des Staatspräſidenten durch Ermächti⸗ 
gungsgeſetz geleiſtet wurde, kennzeichnet die innerpolitiſche 
Situation, in der ſich Polen ſeit der Regierungsumbildung 
befindet. 

Die Nationaldemokraten bleiben zwar weiterhin 
in grundſätzlicher Oppoſition, aber ſie haben keinen Anlaß, 
mit der neuen Regierung beſonders unzufrieden zu ſein, die 
unter des gegebenen Verhältniſſen für fie das kleinſte der mög⸗ 
lichen Uebel darſtellt. In der neuen Regierung ſind die 
Männer, die zum linken Flügel des Regierungs⸗ 
lagers gehören, zu beſtimmendem Einfluß gelangt. Deren 
Haltung gegenüber den oppoſitionellen Parteien iſt 
wenigerſchroffals die der Oberftengruppe. Sie haben 
die Abſicht, die Verbindung zwiſchen der Regierung und 
dem Volk herzuſtellen. „Verbindung mit dem Volk“ aber iſt 
in der Praxis faſt dasſelbe wie: Annäherung an die 
Oppoſition. Hierzu iſt der Miniſterpräſident Koscial⸗ 
kowſki wohl der geeignete Mann: Er iſt erſt ziemlich ſpät ins 
Pilſudſkilager gekommen und beſitzt von früher her noch Be⸗ 
ziehungen zu den in Oppoſition zur Oberſtengruppe ſtehen⸗ 
den klein bäuerlichen Parteien. Er gibt, ebenſo 

wie der Landwirtſchaftsminiſter Paciorkowſki, der 
neuen Regierung eine gewiſſe volksfreundliche Note. Es iſt 
zwar nicht anzunehmen, daß es den Endeken gelingen wird, 
als Partei wieder zur Geltung zu kommen. Aber es iſt 
für fie ſicher ein Troſt, zu wiſſen, daß in der neuen Re⸗ 
gierung auf ſehr wichtigen Poſten eine Reihe von Leuten 
ſitzt, die in einer nach endekiſcher Meinung ausſchlaggeben— 
den Frage, nämlich in der Einſtellung zu Deutſch⸗ 
land, den Auffaſſungen nicht allzu fern zu ſtehen ſcheinen, 
die etwa der „Kurjer Poznanski“ vertritt. 

Da iſt zunächſt Kwiatkowſki, der in der neuen Re⸗ 
gierung als ſtellvertretender Miniſterpräſident und Finanz⸗ 
miniſter die Leitung der Wirtſchaftspolitik in der Hand hat: 
Als der eigentliche Schöpfer des din gener 
Hafens hat er ſich das Vertrauen derer erworben, die ſich 
eine polniſche Wirtſchaftspolitik nicht anders als im Gegen⸗ 
ſatz zu Deutſchland vorſtellen können. Jedenfalls iſt Kwiat— 
kowſki den Endeken weit angenehmer als Matufſzewſki, der 
Finanzminiſter der Oberſtengruppe. Auch dem neuen 
Handelsminiſter, General Gorecki, bringen ſie einiges 
Vertrauen entgegen; ſie kennen ihn, wie auch die franzöſiſche 
Preſſe hervorhob, als einen Mann, der ſich in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vorſitzender des Polniſchen Frontkämpferverbandes 
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worden iſt. 


in oſtentativer Weiſe um eine Wiederannäherung 
Polens an Frankreich bemüht hat. Da iſt 
weiter noch Raczkie wic z, der neue Innenminiſter. Von 
ihm ſtellte der „Kurjer Poznanski“ mit befriedigtem Unter⸗ 
ton feſt, daß er kein Kampfpolitiker ſei. Uebrigens 
wird er auch als Organiſator und Leiter des Weltbundes der 
Polen von den Nationaldemokraten, trotz mancher Vor⸗ 
behalte, mit einem gewiſſen Wohlwollen betrachtet. Als 
einen Erfolg ihrer politiſchen Ideologie können es die Na⸗ 
tionaldemokraten weiter verbuchen, daß Januſz Jen dr ze⸗ 
jewicz, der ihnen, ebenſo wie ſein Bruder, wegen ſeiner 
ſcharfen Eingriffe in das Bildungsweſen beſonders verhaßt 
iſt, nicht wieder, wie man erwartet hatte, zum Kultus— 
miniſter ernannt worden iſt. Und ſchließlich liegt es auch 
ganz im Sinne der Nationaldemokraten, wenn die neue Re— 
gierung, wie es den Anſchein hat, den bisherigen Widerſtand 
des Pilſudſkiſyſtems gegen die klerikalen Herrſchafts— 
anſprüche abſchwächt. Viel Aufſehen hat es erregt, daß der 
neue Miniſterpräſident kürzlich den Kardinalprimas Hlon d 
in Poſen aufgeſucht hat; — ein Mitglied der Oberſtengruppe 
hätte ſich zu einem ſolchen Schritt ſchwerlich entſchloſſen. 

Zwar jagt die nationaldemokratiſche Preſſe, daß das 
neue Kabinett noch keinen Syſtemwechſel 
bedeute. Aber dieſes, als Vorwurf gemeinte Urteil 
gründet ſich in der Hauptſache darauf, daß der Außen— 
miniſter Oberſt Beck und der Juſtizminiſter Mich a— 
lowſki nicht zu den Opfern der Regierungsumbildung 
gehören. Vor allem Beck, dieſen typiſchen Repräſentanten 
der Oberſtengruppe, empfinden die Nationaldemokraten als 
einen „Schönheitsfehler“ an dieſer, ihnen ſonſt nicht durch— 
weg unſympathiſchen Regierung. Uebrigens ſind mit der 
Mitte Oktober erfolgten Regierungsumbildung die Um- 
beſetzungen maßgebender politiſcher Stel⸗ 
len noch nicht zum Abſchluß gekommen. Zurückgetreten iſt 
z. B. auch der Unterſtaatsſekretär im Miniſterpräſidium, 
Siedlecki, ein Vertreter der Oberſtengruppe, der durch 
den bisherigen Geſandten in Prag, Grzybowfſki, erſetzt 
Weiter wird nach wie vor der Kattowitzer 
Wojewode Grazynſki als ausſichtsreicher Kandidat für 
einen Miniſterpoſten genannt. Seine etwaige Berufung 
würde die den Nationaldemokraten genehme Tendenz der 
neuen Regierung verſtärken. 

Die Regierung Koscialkowſki ift, innenpolitiſch geſehen, 
kein Kampfkabinett. Sie kann das nicht ſein, wenn 
fie ihre wirtſchaftspolitiſchen Pläne durchführen 
will; denn hierzu iſt ſie auf die vertrauensvolle Zuſammen⸗ 
arbeit mit allen Wirtſchaftskreiſen angewieſen, ob dieſe nun 
zum Regierungsblock neigen oder zu den oppoſitionellen 
Parteien gehören. Die Kräfte, von denen die Oppoſition 
bisher mit eiſerner Hand zu Boden gedrückt wurde, ſind jetzt 
durch Kreiſe erſetzt worden, deren politiſche Haltung den 
Nationaldemokraten die Ausſicht eröffnet, daß ihre, die na— 
tionaldemokratiſchen Gedankengänge, ſich wieder ſtärker in 
der polniſchen Politik durchſetzen werden. Zwar iſt kaum 
damit zu rechnen, daß Oberſt Beck, wie die endekiſchen 
Blätter es fordern, jetzt endlich ſeinen „Irrtum einſehen“ 
und ein „Schuldbekenntnis“ ablegen werde. Es läßt ſich 
aber nicht leugnen, daß Oberſt Beck für ſeine Außenpolitik, die 
Polen zu dem Machtfaktor gemacht hat, den es heute auf 
internationalem Gebiete darſtellt, im neuen Kabinett nicht 
mehr den ſtarken Rückhalt findet, der ihm früher am 
Marſchall ſelber gewiß war. Er ſoll, einem Artikel des 
Krakauer „Nowy Dziennik“ zufolge, die Einladung des 
Staatspräſidenten, auf feinem Poſten zu bleiben, zunäch ft 


abgelehnt haben. Und kurz nachdem er fein Verbleiben 
im Kabinett dann doch zugeſagt hatte, wurde er krank. 

Es iſt fraglich, ob die mehr als reſervierte Einſtellung zu 
Deutſchland, die ſich bei den meiſten derzeitigen Regierungs⸗ 
mitgliedern feſtſtellen läßt, das Schwergewicht der 
außenpolitiſchen Tatſachen wird aufheben 
können. Es gibt einige ſehr weſentliche Momente, die auch 
einen weniger nüchtern denkenden Politiker als Oberſt Beck 
dazu veranlaſſen können, ſich den außenpolitiſchen Grund— 
anſchauungen der Nationaldemokraten zu widerſetzen. Ein 
Abweichen von der Linie, die ſeit dem Ab⸗ 
ſchluß des deutſch⸗polniſchen Paktes ver⸗ 
folgt worden iſt, würde auchheute nocheiner 


Rückkehr Polens in die Abhängigkeit von 
Frankreich gleichkommen. An der englifchen 
Politik kann ſich Polen wohl orientieren, aber es kann 
ſich nicht auf ſie ſtützen. Eine ſolche Stütze jedoch könnte 
die polniſche Außenpolitik in dem Augenblick nicht mehr 
entbehren, in dem fie ihre von Oberſt Beck gegebene Ein- 
ſtellung zu Deutſchland verändert und damit wieder, wie 
früher, u. U. die polniſchen Weſtgrenzen belaſtet. Die 
Achtung, die Polen ſich durch die Außenpolitik der letzten 
beiden Jahre trotz der Kritik, die die Nationaldemokraten 
an ihr üben zu müſſen glaubten, im Ausland erworben hat, 
wäre gefährdet, wenn Oberſt Beck zurücktreten oder einem 
innerpolitiſchen Druck nachgeben müßte. Dr. K. 


Nach den Memeler Wahlen 


Wer es noch nicht gewußt haben ſollte, warum am 
29. September im Memelgebiet 24 deutſche und nur 
5 litauiſche Kandidaten in den Landtag gewählt worden 
ſind, der konnte ſich im „Lietuvos Aidas“, dem halbamtlichen 
Blatt der litauiſchen Regierung, über die Gründe ganz 
genau unterrichten: Nicht die Litauer, ſondern die Deutſchen 
haben das Memelland terroriſiert; nicht Kauen, ſondern 
Berlin hat das Memelſtatut dauernd verletzt; nicht die Not, 
ſondern die deutſche Propaganda hat die großlitauiſchen 
Bauern zum Aufruhr getrieben ... Man kann von intellek⸗ 
tuellen Schuhputzern nicht erwarten, daß fie ſich mit Anſtand 
in ein Mißgeſchick fügen; ſie werden ſich immer und überall 
weigern, die Tatſache dieſes Mißgeſchickes anzuerkennen. 
Und man wundert ſich ſchließlich auch gar nicht mehr, wenn 
der „Lietuvos Aidas” zu der „Erkenntnis“ kommt, daß das 


Ergebnis der Memelwahl für Litauen eigentlich doch eine 


„recht erfreuliche Erſcheinung“ ſei, da ja „wenigſtens 20 v. H. 
der Einwohner des Memelgebietes zuverläſſige Kämpfer für 
Litauen ſind, die ihr Vaterland unter keinen Umſtänden im 
Stich laſſen werden“. 

In Wirklichkeit hat freilich das Ergebnis der Memel— 
wahl auf die litauiſche Oeffentlichkeit ganz anders gewirkt, 
als es die regierungstreue und die andere Preſſe darſtellt. 
In Wirklichkeit hat der Ausgang der Wahl 
die Poſition der Kauener Regierung ganz 
empfindlich erſchüttert. An der Kauener Börſe 
ſtürzten die Kurſe, und die litauiſche Währung geriet in 
Gefahr. Am 1. Oktober führte die Regierung die Deviſen⸗ 
zwangswirtſchaft ein. Zugleich machten fi im Re⸗ 
gierungslager Gegenſätze bemerkbar; die Militärs und 
die Ziviliſten gerieten gegeneinander. Gerüchte über 
die Errichtung einer Militärdiktatur tauchten auf; und auf 
der anderen Seite war davon die Rede, daß eine Er⸗ 
weiterung der gegenwärtigen Regierung durch die klerikale 
Partei der Chriſtlichen Demokraten beabſichtigt ſei. Dazu 
kam, daß im Lande an vielen Orten Unruhen herrſchten; in 
Kauen demonſtrierten die Studenten gegen das neue 
Univerſitätsgeſetz, das die Freiheit der Hochſchule beſchränkt, 
und in Nord- und Südlitauen flackerten von neuem die 
gegen die Städte und Juden gerichteten Bauern- 
unruhen auf. 

Zu dieſen innerpolitiſchen Schwierigkeiten tritt noch 
die für die litauiſche Regierung ganz gewiß nicht erfreuliche 
Tatſache hinzu, daß ſich namentlich die engliſche Oef⸗ 
fentlichkeit ſeit den Wahlen vom 29. September mit 
der ruhigen, aber eindringlichen Beharrlichkeit, die den 
Briten in den Angelegenheiten der großen Politik zu eigen 
zu ſein pflegt, mit der Memelfrage befaßt. Mehrmals iſt in 
letzter Zeit dieſe Frage im Unterhaus Gegenſtand der De⸗ 
batte geweſen. Am 24. Oktober kam der konſervative Ab⸗ 
geordnete Hauptmann Cazalet auf die Memelfrage zu 
ſprechen: „Heute iſt im Memelland ein völlig künſt⸗ 
liches Regime vorhanden. Wir müſſen einſehen, daß 
es ein Fehler der Friedensverträge war, die 
140 000 Einwohner des Memelgebietes, die 500 Jahre lang 
unter deutſcher Herrſchaft ſtanden, unter die Souveränität 
eines fremden Staates zu ſtellen. Ich glaube ferner, daß es 
im Jahre 1924 ein Fehler der Alliierten und des Völker— 
bundes war, dem litauiſchen Staatsſtreich nachzugeben und 
ein künſtliches Regime zu errichten. Es erſcheint mir zur 
Löſung des Memelproblems für eine Reihe 


gericht. 


von Jahren eine internationale Kontrolle 
notwendig, worauf man dann in neue Er⸗ 
wägungen eintreten und möglicherweiſe 
einen Volksentſcheid vornehmen könnte. 
Ich habe keine unterrichtete Perſönlichkeit getroffen, die die 
gegenwärtige Lage in Memel nicht für unmöglich hielt.“ 

Am Tage vorher hatte ſchon der britiſche Außenminiſter 
Sir Hoare zur Memelfrage Stellung genommen. Wenn 
er in ſeiner Erklärung auch eine offene Kritik der gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände im Memelgebiet vermied und einen ge⸗ 
wiſſen Optimismus hinſichtlich der Wirkſamkeit der formalen 
Aktionen der Memelſignatare zur Schau trug, ſo enthielt 
doch auch ſeine Erklärung eine ſehr wohl verſtänd⸗ 
liche Warnung an die Regierung in Kauen, 
die vom litauiſchen Außenminiſter in Genf verſprochenen 
Maßnahmen zur Sicherung der Autonomie ſofort zu 
ergreifen. „. .. Ich habe keinen Grund zu glauben, daß 
dieſe Verſicherung (unverzüglich nach den Wahlen ein Direk— 
torium zu bilden, das das Vertrauen des Landtags genießt) 
nicht gehalten wird .. . Die (britiſche) Regierung wird auch 
weiterhin die Lage im Memelland ſorgſam beobachten und, 
wenn es notwendig ſein ſollte, weitere Schritte unter— 
nehmen.“ 

Die Frage iſt nur, ob man in Kauen ſich ſchon genügend 
mit der britiſchen Diplomatenſprache vertraut gemacht hat, 
um aus den ſparſamen und zurückhaltenden Formeln die 
ernſt gemeinte Warnung heraushören zu können. Es beſteht 
Anlaß, das zu bezweifeln. In der Memelpolitik 
Kauens hat ſich durchaus nichts geändert. 
Verhaftungen, Beſtrafungen und Terrorakte werden nach 
wie vor aus dem Memellande gemeldet. Und vor allem 
werden Vorbereitungen getroffen, um trotz 
des Landtages, deſſen Einberufung ſich ſchließlich 
nicht endlos hinauszögern läßt, und trotz des deut⸗ 
ſchen Direktoriums, deſſen Bildung ſich ſchließlich 
nicht mehr umgehen läßt, die memelländiſche 
Selbſtverwaltung zu ſabotieren. Das Mittel, 
das Kauen zu dieſem Zwecke bereit hält, iſt das Statut— 
Dieſes Gericht, das ſich aus fünf waſchechten 
Schamaiten, dem Vorſitzenden, dem Vizevorſitzenden und 
einem Richter des Oberſten Gerichtshofs in Kauen, einem 
Mitglied des litauiſchen Staatsrates und einem Kauener 
Univerſitätsdozenten, zuſammenſetzt, ſoll nach dem Gejeß 
vom 13. März d. Is. das Recht haben, als einzige und 
höchſte Inſtanz zu entſcheiden, ob ein Geſetz der Zentral⸗ 
regierung oder des Memellandtags, bzw. ein Verwaltungs- 
akt der Zentralregierung oder des Gouverneurs dem 
Memelſtatut widerſpricht. Was das in der Praxis für die 
Autonomie des Memelgebietes bedeutet, kann man ſich 
denken. Der Landtag kann beſchließen, was er will: das 
Statutgericht wird jedes Geſetz, das den Litauern nicht paßt, 
als „im Widerſpruch mit dem Memelſtatut ſtehend“ be= 
zeichnen. Das Direktorium kann gegen ein Geſetz der 
Zentralregierung oder einen Verwaltungsakt des Gouver— 
neurs Einſpruch erheben: das Statutgericht wird die Geſetze 
und Verwaltungsakte, die den litauiſchen Plänen genehm 
ſind, immer als „im Einklang mit dem Statut ſtehend“ hin- 
zuſtellen verſtehen. Es muß mit aller Schärfe folgendes 
feſtgeſtellt werden: 1. Durch die Einrichtung des Statut: 
gerichtes maßt ſich die litauiſche Regierung eine ſchieds⸗ 
richterliche Funktion in Streitfällen zu, in 
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denen fie ſelber Partei ift; und 2., die litauiſche 
Regierung behandelt mit der Schaffung dieſes Gerichtes 
die Signatarmächte einfach als nicht mehr 
vorhanden, denn die Funktion, die ſie dem Gericht 
zuweiſt, ſteht einzig und allein den Signatarmächten, bzw. 
dem von dieſen angerufenen Haager Schiedsgericht zu. 
Es iſt ſchwer zu glauben, daß die engliſche Regierung eine 
derartige Verhöhnung ohne weiteres hinnehmen wird. 
Der Pariſer „Matin“ charakteriſierte die litauiſche Politik 
kürzlich ſo: „Eine junge, ſchwache Nation hat notgedrungen 
eine primitive Politik, die man etwa mit 
derjenigen kleiner Kinder vergleichen kann, 
die mitihrer Schwäche ſpekulieren.“ Man kann 
hinzufügen: Es gehört zu den altbewährten Erziehungs- 
grundſätzen, daß Kindern, die verbrecheriſche Anlagen ver— 
raten, gelegentlich zu ihrem eigenen Beſten eine gehörige 
Tracht Prügel verpaßt wird. Die Engländer haben ſich im 
Verhältnis zu Völkern, die ſich noch in den Kinderſchuhen 
befinden, ſchon oft als gute Pädagogen bewährt. 

Nach dem Aufſehen, das die Wahlen vom 29. Sep⸗ 
tember erregt haben, läßt ſich die verlogene Behauptung 
vom „litauiſchen Charakter“ des Memellandes auch den 
Khlechter unterrichteten Kreiſen des Auslandes gegenüber 
kaum noch aufrechterhalten. Das hat man wohl auch in 
Ktauifchen Regierungskreiſen allmählich gemerkt. Es fällt 
jedenfalls auf, daß das nationale „Argument“, 
as bisher in der litauiſchen Propaganda eine erhebliche 
Nolle geſpielt hat, ſeit den Wahlen ſtark in den Hintergrund 
geſtellt und dafür das wirtſchaftsgeographiſche 
„Argument“ mehr in den Vordergrund gerückt worden 
iſt. Mit anderen Worten: Man operiert jetzt weniger mit 
der Behauptung vom „litauiſchen“ oder gar „urlitauiſchen 
Charakter“ des Memelgebietes, dafür um ſo mehr mit der 
Behauptung, daß Litauen des Memeler Hafens als ſeines 
„Zuganges zum Meere“ und als eines „Bürgen ſeiner 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit“ dringend bedürfe. Der⸗ 
artige alberne Redensarten waren ſchon auf den Feſten 
des Meeres zu hören, die die litauiſche Regierung im ver⸗ 
gangenen und in dieſem Jahr inſzeniert hat. Sie kommen 
einem merkwürdig bekannt vor. 

Neu iſt jetzt dabei allerdings, daß das „Argument“ von 
dem angeblich lebensnotwendigen wirtſchaftlichen Intereſſe 
am Memeler Hafen jetzt auch — auf Polen ausgedehnt 
wird. Dieſe Wendung der litauiſchen Argumentation iſt 
ſehr intereſſant. Es wird verſucht, Polen in der Memel⸗ 
frage als Bundesgenoſſen gegen das Deutſche Reich zu ge⸗ 
winnen. In der halbamtlichen „Gazeta Polska“ veröffent⸗ 
lichte vor kurzem der Kauener Vertreter dieſes Blattes, 

Thaddäus Katelbach, einen aufſchlußreichen Artikel 
hierüber. Er ſchrieb u. a.: „Plötzlich iſt die faſt vergeſſene 
rage wieder aufgetaucht: Polen und Memel 
Durch dieſen Hafen ging vor dem Kriege auf natür⸗ 
lichem Waffermege der Holzhandel. Kein Wunder, daß 
Polen lange Jahre um die Garantierung der ihm zuſtehen⸗ 


den Rechte im Hafen von Memel gekämpft hat. Als Polen 
im Haag die Anerkennung ſeiner Theſe nicht zu erreichen 
vermochte, hörte ſein Interſſe an dieſem Problem vollſtändig 
auf. Die Litauer konnten triumphieren. Trotz der offen- 
ſichtlichen Verluſte, die ihnen daraus erwuchſen, ließen ſie 
Polen nicht auf memelländiſches Gebiet. Dieſe Selbſtblockade 
war die wunderlichſte Form eines Krieges, der mit Polen 
um Wilna gekämpft wurde. Heute, in der Zeit der 
deutſch-litauiſchen Spannung, erklären die 
Litauer, daß das damals alles hauptſächlich auf deutſchen 
Einfluß zurückging.. . Jetzt, da fie begreifen, daß das 
Memelgebiet vom Deutſchen Reich zurückerobert werden 
kann, behaupten ſie plötzlich, daß derartige aggreſſive Ab⸗ 
ſichten Deutſchlands auf den Widerſtand nicht nur der 
baltiſchen Länder und der Sowjetunion, ſondern auch 
Polens ſtoßen müßten, für das die Rückkehr des Memel⸗ 
landes zu Deutſchland einen erhöhten deutſchen Druck auf 
den Korridor bedeuten müßte... Heute möchte uns 
Litauen beſonders ſtark an dieſem Problem intereſſieren. 
Wie ſich die Zeiten doch ändern! Das Problem Polen 
und Memel wird aus der Vergeſſenheit ge⸗ 
zogen durch die Hände derer, die es einſt⸗ 
mals ſelbſt begruben. Vielleicht wird es 
wieder lebendig.“ 

Einige Zeit vor den Wahlen, deren Ergebnis man in 
Kauen wohl ſchon ungefähr vorausgeahnt hatte, traf der li- 
tauiſche Außenminiſter Lozoraitis in Genf mit dem 
polniſchen Außenminister zufammen. Die Rolle des Ver⸗ 
mittlers ſpielte dabei auf Grund des Rigaer Paktes im Na⸗ 
men der drei baltiſchen Länder der lettijche Außenminiſter. 
Ueber das Ergebnis der Unterredung iſt außer einer Zwei⸗ 
Be nichts amtlich veröffentlicht worden. Gegenſtand 
der Unterredung iſt ſehr wahrſcheinlich das von Katelbach 
gekennzeichnete Problem Polen und Memel geweſen: Lozo⸗ 
raitis wird verſucht haben, herauszubekommen, gegen wel⸗ 
che wirtſchaftlichen und ſonſtigen F d 
niſſe Polen etwa bereit iſt, ſich im Intereſſe Litauens in der 
Memelfrage zu engagieren, falls bei einer Fortſetzung der 
litauiſchen Unterdrückungspolitik im Mernelgebiet dieſe Frage 
international einmal grundätzlich aufgerollt werden ſollte. 
Katelbach ſagte zwar in ſeinem erwähnten Artikel, in Polen 
hätte man die ganze Angelegenheit ſchon vergeſſen gehabt. 
Doch iſt es Katelbach ſelber geweſen, der vor gar nicht jo 
langer Zeit in der „Gazeta Polska“ den Litauern klar zu 
machen verſuchte, daß ihnen die Entdeutſchung des Memel⸗ 
gebietes niemals gelingen werde, wenn ſie ſich dabei nicht der 
polniſchen Hilfe bedienten. Der konſervative „Czas“ hatte 
vor einiger Zeit einmal ganz deutlich geſagt, daß der Memel⸗ 
konflikt eine deutſch⸗litauiſche Angelegenheit iſt, die Polen 
überhaupt nicht intereſſiert. Da waren es nicht nur national⸗ 
demokratiſche Blätter, die gegen ihn den Vorwurf des „Ver⸗ 
rates an den baltiſchen Intereſſen Polens“ erhoben. So ganz 
1 die Angelegenheit in Polen alſo wohl doch nicht 
vergeſſen! i 


Die gute Behandlung 


Das Worſchauer „ABC“ beklagte ſich vor kurzem über 
die gute Vehandlung der Deutſchen in Polen. Polen, ſo ſchrieb 
das Blatt, habe auf die Enteignung der deutſchen Koloniſten, 


auf die Poloniſierung ſeiner Weſtgebiete durch ein ausſchließ⸗ 


lich polniſches Schulweſen und auf die Nationaliſierung ſeiner 
Schwerinduſtrie, die es in der Hand der deutſchen Kapitaliſten 
elaſſen habe, verzichtet. Es hat wenig Zweck, ſich mit dieſen 
ehauptungen näher auseinanderzuſetzen. Es ſei nur ganz 
nüchtern an Hand einiger Beiſpiele aus der polniſchen Volks⸗ 
gruppenpolitik der letzten Wochen gezeigt, wie es um die 
gute Behandlung der Deutſchen in Polen be⸗ 
ſtellt ift. 
.. 1. Nachdem ſich im Laufe dieſes Jahres ſchon einige 
ähnliche Fälle ereignet hatten, wurden am 7. Oktober die 
Eheleute Ferdinand und Anna Müller I in 
Altſcharke, Kreis Wollſtein, durch den Gerichtsvollzieher 
von ihrem 10 Morgen großen landwirtſchaft⸗ 
lichen Beſitz exmittiert. Müller hatte das Grund⸗ 
ſtück im Auguſt 1922 gekauft; das Bezirkslandamt aber machte 
das Verkaufs recht geltend mit dem Erfolg, daß im März 1929 
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der polniſche Staatsſchatz als Eigentümer ins Grundbuch ein- 
getragen wurde und dann im Mai 1934 das Poſener Apella⸗ 
tionsgericht die Räumung des Grundſtückes durch die deut⸗ 
ſchen Beſitzer verfügte. Es wurde alſo jetzt wieder eine 
deutſche Familie von ihrem Grund und Bo⸗ 
den vertrieben, den fie 13 Jahre lang bemirtichaftet 
hatte. Das „ABC“ aber ſchreibt, Polen habe „auf die Ent⸗ 
eignung der deutſchen Koloniſten verzichtet“. 

2. Nachdem ſchon in den Monaten vorher eine ganze 
Reihe deutſcher Schulen in Poſen⸗Pommerellen geſperrt worden 
war, hat jetzt drei weitere deutſche Unterrichtsbetriebe dieſes 
Gebietes dasſelbe Schickſal ereilt. Der ſeit 1925 beſtehenden 
deutſchen Privatſchulein Trzeionka, Kreis Neu⸗ 
tomiſchel wurden ihre im ſtaatlichen Schulhaus gemieteten Räume 
genommen. Da andere geeignete Räume z. Z. nicht vorhanden 
find, wurde die Schule, die zuletzt von 27 deutſchen 
Kindern beſucht wurde, geſchloſſen. Ferner wurde 
der gleichfalls ſeit 1925 beſtehenden deutſchen Privat⸗ 
ſchule in Broniewo, Kreis Hohenſalza, ihr im ehema⸗ 
ligen ſtaatlichen Schulgebäude gemietetes Klaſſenzimmer 


verſiegelt, mit der Begründung, „Daß der Zuſtand des 
Gebäudes die öffentliche Sicherheit und der ſanitäre Zuſtacid 
des Klaſſenraumes die Geſundheit der ſich dort aufhaltenden 
Kinder gefährde“. Verwunderlich bleibt dabei, daß die deut— 
ſchen Eltern für die nach dem behördlichen Gutachten doch an⸗ 
ſcheinend ſchon recht baufällige Bude jährlich etwa 1000 Zloty 
Miete aufbringen mußten. um Falle Broniewo haben 
22 deutſche Kinder ihre Schule verloren. Schließ⸗ 
lich wurde auch die von mehr aks 60 deutſchen 
Kindern beſuchte deutſche Schulklaſſe in 
Groß⸗Böſendorf, Kreis Thorn, von der polniſchen 
Schulbehörde geſchloſſen. Die deutſchen Kinder wurden 
auf die polniſchen Klaſſen der dortigen ſtaatlichen Schule 
verteilt. Rechnet man die im Monat September bereits ge⸗ 
ſperrten deutſchen Schulen und Schulklaſſen hinzu, ſo koment 
man zu dem Ergebnis, daß das Deutſcht um in Po⸗ 
ſen⸗Pommerellen mit dem Beginn des neuen 
Schuljahres wiederum ſechs Unterrichtsbe⸗ 
triebe, die zuletzt von etwa 200 Kindern be⸗ 
ſucht wurden, eingebüßt hat. Das „ABC“ aber 


feiner Polen habe „auf die Poloniſierung des Schulweſens 


ſeiner Weſtgebiete verzichtet“. N N 
3. An 14 und 15. Getoder fand in Krakau die 15. Jah = 
restagung des Verbandes der Schleſiſchen 
Aufſtändiſchen ſtatt. Bei dieſer Gelegenheit ſprach auch 
der Kattowitzer Wojewode Grazunſki. „Wenn ich nach 
neum Jahren der Amtsführung in Schleſien im Geiſte zurück⸗ 
ſchaue und die Geſamtheit aller 4 ER betrachte, ſo ſtelle 
ich mit Genugtuung feſt, daß das Programm, das ich 
in meiner erſten Kattowitzer Rede im Jahre 1926 umriſſen 
habe, mit voller Konſequenz ausgeführt worden 
iſt.“ Das Programm, das Grazynſki damals verkündete, war 
die reſtloſe Entdeutſchung der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie. Daß 
dieſes Programm auch heute noch ſeine volle Gültigkeit hat, 
iſt auf der Krakauer Tagung noch einmal in einer der Ent⸗ 
ſchließungen feſtgeſtellt worden, die ſich mit den Aufgaben 
und Zielen des Aufſtändiſchen verbandes be⸗ 
faſſen: die vierte Entſchließung hat folgenden bezeichnenden Wort⸗ 
baut: „Schleſien macht gemeinſam mit der Republik Polen eine 
außergewöhnliche Kriſe durch. In unſerer Provinz befindet ſich 
die Schlüſſelſtellung der polniſchen Induſtrie, die von höchſter 
Bedeutung für die Verteidigung des Geſamtſtaates iſt. Indem 
wir an die vorangegangenen Entſchließungen in dieſer Frage 
anknüpfen, fordern wir einerſeits für unſere Arbeitsſtätten 
ſorgſamſte Fürſorge, andererſeits aber konſequente 
Durchführung der Nationaliſierung des Ka⸗ 
pitals in Schleſien und Poloniſierungſeines 
Verwaltungsapparates.“ Das „ABC“ aber ſchreibt, 
Polen habe „auf die Nationaliſierung der Schwerinduſtrie 
dieſes Gebietes verzichtet”. — 
4ð̃. In letzter Zeit werden in allen größeren oſtoberſchle · 
ſiſchen Induſtrieunternehmungen „Vereine der polni- 
ſchen Beamten“ ins Leben gerufen. Der § 3 Abf. b der 
Satzungen dieſer Vereine beſagt, daß nur der Mitglied wer⸗ 


den darf, der auf dem Aufnahmeformular durch eigenhändige 
Unterſchrift die Verſicherung abgibt, daß er keiner ſtaats⸗ 
feindlichen oder deutſchen Organiſation an⸗ 
gehört. Im 8 4 Abſ. d wird es als die Pflicht jedes Mit⸗ 
gliedes bezeichnet, ſeine Kinder und Schutzbefohle⸗ 
neun in polniſche Schulen zu ſchicken und bei Be⸗ 
kannten und Verwandten in dieſer Richtung aufklärend zu 
wirken. Im § 4 Abſ. e wird es als ſelbſtverſtändliche Pflicht 
jedes Mitgliedes bezeichnet, daß es keine deutſchen 
Gottesdienſte beſucht und ſich ausſchließlich 
der polniſchen Sprache bedient. Schließlich wird 
durch § 4 Abſ.f jedes Mitglied verpflichtet, keine in deut⸗ 
ſcher Sprache herausgegebenen Zeitſchriften 
zu abonnieren. Die Praxis ſieht jo aus: Wer von den 
Beomien und Angeſtellten der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie ſich 
weigert, dem in feinem Unternehmen beſtehenden „Verein der 
polniſchen Beamten“ beizutreten, läuft Gefahr, wegen ſtaats⸗ 
eindlicher Geſinnung entlaſſen zu werden; denn im 8 3 

bſ. b wird ausdrücklich ſtaatsfeindliche Geſinnung und Zu⸗ 
gehörigkeit zu einer deutſchen Orgamiſation auf eine Stufe 
geſtellt. Wer aber, um ſeine Stellung nicht zu verlieren, einem 
„Verein der polniſchen Beamten“ beitritt, muß ſich verpflichten, 
ſeine Kinder in polnische Schulen zu ſchicken, gegen das Deutſch⸗ 
tum zu agitieren und ſich in jeder Hinſicht als polmiſcher Chau⸗ 
viniſt zu gebärden. Es heißt alſo: Werde polniſchoder 
verred’! Das „ABC“ aber ſchreibt in dem eingangs er⸗ 
wähnten Artikel: „Die Deutſchen in Polen ... genießen in 
wirtſchaftlicher Hinſicht ganz dieſelbe Behandlung wie die 
übrigen Staatsbürger, und ſie befinden ſich, da ſie noch durch 
ihre eigenen Organiſationen unterſtützt werden, gegenüber den 
Polen in einer beſſeren Lage.“ 


5. Als Beiſpiel dafür, wie ſich die ſyſtematiſche 
Entdeutſchungder einzelnen Induſtrieunter⸗ 
nehmungen im Reiche Grazynſkis vollzieht, ſei die Michal- 
kowitzer Maxgrube erwähnt. Dort wurde mit der „Reor⸗ 
ganiſierung“ im Jahre 1933 begonnen. Im Laufe der Zeit 
wurden mit der Begründung, daß geſpart werden müſſe, 
ſämtliche deutſchen Beamten bis auf zwei, einen 
Werkmeiſter und den Leiter des Rechnungsbüros, von der 
Grube entlaſſen. Zum Teil wurden ſie zunächſt in einem 
anderen Betrieb f dle Straße von dem ſie dann nach einiger 
Zeit endgültig auf die Straße geworfen wurden. Vor kurzem 
wurde nun auch den letzten beiden deutſchen 
Beamten der Grube gekündigt. An die Stelle der 
Entlaſſenen ſind durchweg polniſche Kräfte getreten, die 
großenteils erſt aus anderen Gebietsteilen herbeigeholt wer⸗ 
den mußten. Auch mehrere deutſche Arbeiter der 
Maxgrube wurden auf Betreiben eines Aufſtändiſchenhäupt⸗ 


lings kürzlich aus ihrer Arbeitsſtelle verdrängt, 


mit der Begründung, fie hätten von einem verſtorbenen Arbeits 
kameraden am Grab mit dem deutſchen Gruße Abſchied ger 
nommen und damit ihre ſtaatsfeindliche Geſirmung bewiesen, 
Das „ABC“ aber beſchwert ſich über die gute Behandlung der 
Deutſchen in Polen 


Oſtland⸗ Chronik 


„Wodz Niemiec“ . 

Unter dieſem Titel (Deutſchlands Führer“) iſt 
jetzt die erſte Biographie des Führers in pol- 
niſcher Sprache erſchienen. Das mehrere hundert Seiten 
umfaſſende, gut ausgeſtattete Werk von Heinz A. Heinz, 
das bereits in engliſcher Sprache eine beträchtliche Auf⸗ 
lage erlebt hat, iſt von J. Janiewicz⸗Warſchau ins Pol⸗ 
niſche überſetzt worden. Es iſt im Verlag A. Dittenann⸗Brom⸗ 
berg erſchienen. 


Ein Denunziant wurde erſchoſſen 

Im Jahre 1907 wurde der damalige Kampfgruppenführer 
der Polniſchen Sozialiſtiſchen Partei, Montwill⸗Mi⸗ 
recki, von der ruſſiſchen Polizei verhaftet und bald darauf 
hingerichtet. Der Mann, der ihn bei der Gendarmerie denun⸗ 
ziert hatte, hieß Sas⸗Hurewicz. Dieſer ging ſpäter ins 
innere Rußland, hielt ſich dort auch nach dem Kriege noch 
einige Zeit verborgen, kann dann aber nach Polen zurück und 
erhielt ſogar eine Stellung bei der Warſchauer Eiſenbahn⸗ 
direktion. Dort wurde er im Jahre 1933 von alten Kameraden 
Montwill⸗Mireckis als ehemaliger Spitzel erkannt. Er wurde 


entlaſſen. Ein Verfahren konnte wegen Verjährung gegen ihn 
nicht mehr durchgeführt werden. Jetzt hat ihn, nach 28 Jahren, 
das Schicksal ereilt, das früher oder ſpäter einmal allen Ver⸗ 
rätern beſchieden ift: In Zyrardow wurde er auf 
offener Straße erſchoſſen. Zufall oder Abſicht: Die 
Straße, auf der das geſchah, trägt den Namen Montwill⸗ 
Mireckis. Die Täter ſind unerkannt entkommen. 


Ein kommuniſtiſcher Hetzer verurteilt 
In Zuſammenarbeit mit den deutſchen und den Dan» 
ziger Behörden iſt es vor kurzem der polniſchen Polizei ge⸗ 
lungen, den Organiſator der Kommuniſtiſchen 
Partei Polens en machen. Der Jude Al⸗ 
red Lampe wurde vom Politbüro im Jahre 1933 nach 
len geſchickt, um dort die Partei, die nicht recht vorwärts 
kommen konnte, neu aufzurichten. Lampe hatte ſich ſchon ſeit 
1920 jahrelang in Polen als kommuniſtiſcher Hetzer betätigt, 
hatte dort auch ſchon einmal ein Jahr lang im Gefängnis ge⸗ 
ſeſſen, ohne daß die polniſche Polizei freilich ahnte, wer da 
von ihr geſchnappt worden war. Jetzt wurde der Jude Lampe 
zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, und zwar auf 
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Grund des Art. 98 des polniſchen Strafgeſetzbuches, der „Ver: 
bindungen mit internationalen Organiſationen oder mit Per⸗ 
ſonen, die im Intereſſe eines fremden Staates tätig find, mit 
dem Ziel eines gewaltſamen Umſturzes der Staatsordnung“ 
unter Strafe ſtellt. Es iſt das erſtemal, daß dieſer Artikel des 
Strafgeſetzbuches zur Anwendung gekommen iſt. 


Ermäßigte Päſſe — aber nur für den Luftverkehr 

Auf Grund des deutſch⸗polniſchen Touriftenabfommens hat 
die polniſche Regierung beichlofien, ein Kontingent von 
ermäßigten Auslandspäſſen für den Luft⸗ 
verkehr nach Deutſchland auszugeben. Es iſt daran 
gedacht, Flugausflüge von Warſchau nach Berlin mit einem 
dreitägigen Aufenthalt in der Reichshauptſtadt zu veranſtal⸗ 
ten. Dieſe Neuerung im deutſch⸗polniſchen Touriſtenverkehr 
ſoll bereits im November eingeführt werden. Als eine Löſung 
der leidigen Paßfragen kann man das ſchwerlich bezeichnen. 


Auflöſung der Danziger Landespolizei 

Im Zuge der Sparaktion des Danziger Senats wird mit 
Wirkung vom 30. November 1935 die Danziger Lan⸗ 
despolizei aufgelöſt. Ein Teil der freiwerdenden 
Mannſchaften wird in die Schutzpolizei übernom- 
men, dem Reſt wird nach Maßgabe der geltenden Beſtim⸗ 
mungen das Dienſtverhältnis gekündigt. 


Ein Reihsdeutfher aus Polen ausgewieſen 

Das Warſchauer Innenminiſterium hat, einer Nachricht 
des „Dziennik Bydgoſki“ zufolge, trotz der Intervention der 
deutſchen Konſularvertretung dem Direktor der Zucker⸗ 
fabrik in Melno, dem Reichsdeutſchen 
Schraeffel, die Verlängerung der am 22. Oktober abge⸗ 
laufenen Aufenthalts genehmigung verweigert. 
Schraeffel iſt damit aus Polen ausge wieſen. Als Grund 
gibt das genannte Watt die „polenfeindliche Haltung“ Schraef— 
fels an. Worin dieſe beſtanden haben oll, wird natürlich 
nicht mitgeteilt. Vermutlich wüßte das Blatt ſelber nicht, was 
es auf eine dahin gehende Frage antworten ſollte. 
Anerkennung für kreue Dienſte 

Für die ſprichwörtliche Liebenswürdigkeit, mit der in 
Polen die nationalen Minderheiten vehandelt werden, ein 
Beiſpiel aus der Königshütte. Dort ließ der Betriebs— 
inſpektor einen deutſchen Aufſeher, der aus dem Turnus— 
urlaub zu ſeiner Arbeitsſtelle zurückkehrte, zu ſich kommen 
und erklärte ihm, er könne wohl weiterbeſchäftigt werden, 
aber nur als einfacher Arbeiter; man könne über 
den Fall aber noch reden, wenn er, der Aufſeher, feinen 
Sohn aus der deutſchen Schule heraus⸗ 
nehmen und in eine polniſche Schule ſchicken wolle. Der 
Deutſche, dem der polniſche Betriebsinſpektor dieſen Vor⸗ 
ſchlag zu machen wagte, iſt ſeit 43 Jahren in der Friedens⸗ 
hütte beſchäftigt, ſeit 24 Jahren als Aufſeher; er hat in 
dieſem Werk mehrere ſchwere Unfälle erlitten; im Jahre 
1930 hat er vom damaligen Handelsminiſter Kwiatkowfki 
eine Ehrenurkunde und Gedenkmünze erhalten; zwei ſeiner 
Söhne dienen zur Zeit im polniſchen Heer. 


Ergänzung des deutſch-polniſchen Sozialabkommens 

Am 1. September 1933 trat das deutſch⸗-polniſche Sozial⸗ 
verſicherungsabkommen in Kraft, das die Behandlung 
der beiderjeitigen Staats angehörigen in 
Kranken⸗, Unfall⸗, Invaliden⸗, Angeſtell⸗ 
ten- und Knappſchaftsverſicherung regelt. Im 
Laufe der Zeit haben ſich nun verſchiedene Abänderungen 
und Ergänzungen des Abkommens als notwendig erwieſen. 
Im Mai d. J. fanden daher zwiſchen den zuſtändigen deutſchen 
und polniſchen Miniſterien Beſprechungen ſtatt, in denen 
die Beſtimmungen des Abkommens auf den erforderlichen 
Stand gebracht wurden. Die Aenderungen und Er- 
ganzungen find nunmehr, rückwirkend vom 
1. Juli d. J., in Kraft geſetzt worden. 


Wegen Beleidigung des Führers verurteilt 

Der verantwortliche Schriftleiter der „Polonia“, des 
Kattowitzer Korfanty⸗Blattes, Puſtelnik, wurde wegen 
Beleidigung des deutſchen Staatsoberhauptes zu ein em 
Monat Gefängnis ohne Bewährungsfriſt 
verurteilt. — Wegen desſelben Vergehens ſaß kürzlich 
auch wieder einmal der berüchtigte Emigrantenliterat Arthur 
Trunckhardt, der Schriftleiter der klerikalen „Katho⸗ 
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liſchen Volkszeitung“ in Rybnik, auf der Anklagebank. Er 
wurde wegen beſonders übler Hetzereien gegen den Führer 
zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt. Gegen das Urteil 
hat ſowohl der Staatsanwalt wie der vor Gericht ſehr dreiſt 
auftretende Hetzer Einſpruch erhoben. — In Danzig 
wurde der verantwortliche Schriftleiter Ber mann der 
jüdiſchen Wochenſchrift „Das Danziger Echo“ wegen eines 
Artikels, der grobe Beleidigungen des Führers enthielt, 
verhaftet. Der Gründer dieſes Blattes, der Jude 
Lewy, war bereits vor längerer Zeit aus Danzig aus- 
gewieſen worden. Es iſt bezeichnend für das Beſtreben 
der Polen, ſich in Danziger Angelegenheiten zu miſchen, daß 
ſich der diplomatiſche Vertreter Polens, wie 
„Der Danziger Vorpoſten“ berichtet, für den jüdiſchen 
Schmierfinken Bermann, weil dieſer polniſcher 
Staatsangehöriger iſt, bei den Danziger 
Amtsſtellen verwandt hat, um deſſen Haftentlaſſung 
zu erreichen! 


Ehrengabe für Dr. Goebbels 

Der polniſche Botſchafter Lipſki ſtattete am 25. Ok⸗ 
tober in Begleitung des polniſchen Profeſſors Treter, 
der die polniſchen Kunſtausſtellungen in Berlin, München 
üſw. organifiert hat, dem Reichsminiſter Dr. Goebbels 
einen Beſuch ab. Er überreichte Dr. Goebbels als Ausdruck 
des Dankes für die Unterſtützung, die dieſer den polniſchen 
Ausſtellungen zuteil werden ließ, eine Ehrengabe in Form 
einer Prachtausgabe über die Werke des 
polniſchen Malers Wyſpianſki. 


Eine ſonderbare Begründung i 5 

Ein Bialyſtoker Kino hatte im Jahre 1933 mit 
der Ufa einen Vertrag über die Aufführung eines Films ab⸗ 
geſchloſſen und als Anzahlung einen Wechſel über 400 Zloty 
gegeben. Später weigerte ſich das Kino, den Wechſel einzu⸗ 
löſen. Begründung: Der Weſtmarken verein habe den 
Boykott deutſcher Filme verkündet und damit die Aufführung 
des betreffenden Bildſtreifens verhindert. Als nach einiger 
Zeit die Aktion des Weſtmarkenvereins obgeblaſen wurde, 
weigerte ſich das Kino trotzdem, die Schuld zu begleichen. 
Begründung: Die Juden hätten den Boykott deutſcher Filme 
erklärt. Es kam zum Prozeßz das Gericht lehnte die Be— 
weisführung der Ufa ab. Begründung: Boykott ſei hö— 
here Gewalt. Dem Krakauer „Kurjer“, der dieſe Mel⸗ 
dung brachte, ſcheint gar nicht aufgefallen zu ſein, daß dieſe 
gerichtliche Ohnmachtserklärung gegenüber 
einer jüdiſchen Aktion geeignet iſt, Zweifel 
an der Charakterſtärke gewiſſer polniſcher Kreiſe zu wecken. 


Polniſches Militärflugzeng abgeſtürzt 

Am 22. Oktober, um 21.15 Uhr, iſt ein polniſches 
Militärflug df ug des Fliegerregiments 3 Poſen mit 
zwei polniſchen Offizieren bei Schrieg witz (Kreis 
Neumark) abgeſtürzt und völlig zertrümmert 
worden. Die Offiziere retteten ſich mit dem Fallſchirm und 
blieben unverletzt. Das Flugzeug war in Poſen zu einem 
Nachtübungsflug geſtartet und hatte bei Oſtrowo die Drien= 
tierung verloren. Die Inſaſſen verließen das Flugzeug, als 
der Brennſtoff zu Ende war und ſie in der Finſternis kein 
geeignetes Gelände fanden, mit dem Fallſchirm. 


Ein Danziger Polenführer geftorben 

Am 21. Oktober ſtarb in Danzig im Alter von 78 Jahren 
der erſte und älteſte Führer des Danziger 
Polentums, Joſef Czyzewſki. Seit 51 Jahren 
ſtand Czyzewſki im öffentlichen Leben. Er gehörte zu den 
Gründern der polniſchen Volksvereine, Gewerkſchaften und 
Sokols in Danzig. Vor 45 Jahren rief er die erſte polniſche 
Zeitung in Danzig, die „Gazeta Gdanska“, ins Leben, die bis 
vor einigen Jahren beſtand. (Das heute unter dieſem 
Namen erſcheinende Blatt wird in Thorn als Kopfblatt des 
„Dzien Pomorski“ herausgegeben, beſchäftigt ſich zwar viel 
mit Danziger Fragen, iſt aber nicht als Danziger Blatt zu 
bezeichnen.) Während der letzten Jahre geriet Czyzewſki in 
einen immer ſchärfer werdenden Gegenſatz zu den 
neuen Führern der Danziger Polen, mit deren 
politiſchen Anſchauungen er ſich nicht einverſtanden zu 
erklären vermochte. Die heftigen Angriffe, die von dieſer 
Seite gegen ihn gerichtet wurden, veranlaßten ihn kurz vor 
ſeinem Tode dazu, ſeine Ehrenämter in den polniſchen Or⸗ 
ganiſationen der Freien Stadt Danzig niederzulegen. 


Ein Oberſchleſien⸗Teppich 

In der ſtändigen ee die die NS⸗Kultur⸗ 
gemeinde in ihrem Hauſe in Berlin veranſtaltete, wurde 
kürzlich ein eigenartiges Meiſterſtück der Nymphen⸗ 
burger Gobelinweberei gezeigt. Im Vorraum der 
Ausſtellung war ein neun Meter breiter und vier Meter 
hoher Wandteppich ausgeſtellt, der eine in Go⸗ 
belin arbeit ausgeführte Landkarte von 
Oberſchleſien zeigt. Auf ſilbrigem Grunde iſt in zarten 
Tönen das Landſchaftsbild von a vielfarbig dar⸗ 
geſtellt. Die Zuſammenſtellung der Farben bot (ı roße 
Schwierigkeiten und konnte nur durch beſonderes Einfärben 
des Webmaterials erreicht werden. Für die abgetrennten 
Gebiete find etwas tiefere Töne gewählt. Den ſeitlichen 
Abſchluß bilden die Wappen der oberſchleſiſchen Kreisſtädte. 
Ein halbes Jahr lang hat man an dieſem Kunſtwerk ge⸗ 
arbeitet; 14000 Arbeitsſtunden find erforderlich geweſen. 
Der Gobelin iſt in drei Teilen hergeſtellt und dann zu⸗ 
ſammengeſetzt worden. Entworfen wurde er von dem 
Breslauer Kunſtmaler Peter Kowalſki. Er iſt beſtimmt für 
den Sitzungssaal des Regierungsgebäudes in Oppeln und 
wird in ſeiner Farbenpracht erſt dort zur vollen Geltung 


kommen. 
14 Jahre Herder -Inſtitut in Riga a as 
Die private deut Hochſchule in Riga, das Herder 
In ſt u konnte ie eine 14jährige erfolgreiche Tätigkeit 
als Lehr⸗ und Forſchungsanſtalt in Lettland zurückblicken. 
Aus kleinſten Anfängen hat ſich dieſes Inſtitut zu einem 
Mittelpunkt des deutſchen kulturellen Le⸗ 
bens in Lettland entwickelt. In den letzten zwei Se⸗ 
meſtern wurde das Herder-Inftitut von zuſammen 423 Stu⸗ 
denten und 219 freien Hörern beſucht. Am Inſtitut ſind 
neben 32 deutſch⸗baltiſchen Lehrkräften lettländiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit auch neun reichsdeutſche Profeſſoren tätig. 


pleite der jüdiſchen Telegraphenagentur 
Die jüdiſche Telegraphenagentur wollte, 
nach alter jüdiſcher Art, für die Sache der Juden prominente 
Vertreter des Gaſtvolkes einſpannen. Zu dieſem Zwecke 
veranſtaltete ſie eine Rundfrage, in der ſie zu einer Stellung⸗ 
nahme zu den Nürnberger Geſeßen aufforderte. 
Statt der erhofften Antworten erhielt ſie Abſagen. Der 
une Miniſterpräſident Bartel teilte z. B. in einem 
rief an die Agentur mit, daß er ſich zu politiſchen Fragen 
öffentlich überhaupt nicht äußere, da er ſich „aus dem 


politiſchen Leben zurückgezogen habe“. Der Präſident der 
polniſchen Akademie der Wiſſenſchaft, Staniflam Wro⸗ 
blewſki, antwortete noch kürzer, daß er die Wünſche der 
jüdiſchen Agentur nicht erfüllen könnte. Ebenſo ſagte Prof. 
Twardowfſki von der Univerſität Warſcheu glatt ab. 
Bemerkenswert iſt, daß es ſich bei den genannten Perſönlich— 
keiten keineswegs um Freunde Deutſchlands handelt. Worauf 
die jüdiſche Agentur ſich vermutlich an Heinrich und Thomas 
Mann wenden wird. 


Deulſche Konſumgenoſſenſchaft unter polniſcher Leitung 
Die Vereinigte Königs⸗ und Laurahütte 
unterhielt vor Jahren für ihre Angeſtellten einen Konſum⸗ 
verein, der 1924 wegen zu hoher Belaſtung der Geſellſchaft 
liquldiert werden mußte. Nach längeren Verhandlungen 
gelang es damals einigen Angeſtellten, den Konſum⸗ 
verein in eigener Regie weiterzuführen. Unter ſach⸗ 
kundiger Leitung entwickelte ſich der Verein zu einem an⸗ 
ſehnlichen Unternehmen. Es wurden mehrere Filialen er> 
öffnet und einige Grundſtücke erworben; eine eigene 
Bäckerei wurde errichtet und eine eigene Sparkaſſe ins 
Leben gerufen. Politik hat es bis vor kurzem im An geſtell⸗ 
tenkonſum, deſſen Mitglieder zu etwa 80 v. H. Angehörige 
der deutſchen Volksgruppe ſind, nicht gegeben. Es blieb erſt 
einer kleinen Gruppe landfremder Elemente 
vorbehalten, auch hier Unruhe und Zwietracht zu ſtiften 
und zu ernten, wo ſie nicht geſät haben. Sie haben ihr 


Kiel erreicht: In ihrer Hand liegt heute die Leitung der 


onſumgenoſſenſchaft, unter deren Mitgliedern ſie nur eine 


verſchwindende Minderheit bilden, der fie erſt ſeit kurzem 


angehören, für die ſie nichts geleiſtet haben, und in die ſie 
zum Teil noch nicht einmal ihre Genoſſenſchaftsanteile voll 
eingezahlt haben. In einer Generalverſammlung, 
die am 29. September ſtattfand, ſahen ſich nämlich unter 
dem Druck dieſer rabiaten Hetzer, die ſich zu ihrer Unter: 
ſtützung einen Haufen von Nichtmitgliedern zur Verſamm— 
lung mitgebracht hatten, mehrere deutſche Vor- 
ſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder zum 
Rücktritt gezwungen. Daß dieſer Wechſel 
in der Leitung unter Bruch der Statuten 
erfolgt iſt, pie im Amtsbereich des Wojewoden Grazynſki 
keine Rolle. In der Verſammlung vollführte die polniſche Min⸗ 
derheit, die z. T. in der Uniform des Aufſtändiſchenverbandes 
erſchienen war, einen ohrenbetäubenden Lärm, als wieder 
— wie ſeit elf Jahren — in deutſcher und polniſcher 
Sprache verhandelt werden ſollte. ö 


Der Niß an der Olſa 


Die polniſch⸗tſchechiſchen Beziehungen haben ſich in 
letzter Jen ungewöhnlich verſchärft. Die tiefere Ur⸗ 
ſache des Gegenſatzes zwiſchen Warſchau und Prag liegt 
offenbar darin, daß die Teſchener Frage für Polen 
nicht nur eine Angelegenheit der im Mähriſch⸗Oſtrauer 
Gebiet lebenden polniſchen Volksgruppe, ſondern letzten 
Endes eine territoriale Reviſions frage iſt. Der 
Riß an der Olſa klafft wieder auf. Unverkennbar iſt, daß 
das EN en Verhältnis im Schatten des 
Prager ündniſſes mit der Sowjetunion 
ſteht, daß alſo die polenfeindliche Politik der Prager Re⸗ 

ierung in den größeren Rahmen des bolſchewiſtiſchen 

orſtoßes nach Mitteleuropa gehört. Dieſe Zuſammenhänge 
und Hintergründe werden von polniſcher Seite bisher nicht 
immer mit der wünſchenswerten Klarheit erkannt. Die 
Wreſe in ideen Uebungen, in denen ſich die polniſche 

reſſe in ihren Berichten über das Schickſal der Mähriſch⸗ 
Oſtrauer Polen ergeht, und die genormten Proteſt e, mit 
denen gewiſſe polniſche Organſſationen auf den Gegner 
Eindruck zu machen verſuchen, werden der politiſchen Be⸗ 
deutung des Konfliktes mit Prag nicht gerecht. Auch daß es 
die für die öffentliche Meinungsbildung in Polen verant- 
wortlichen Faktoren im allgemeinen vermeiden, über den 
tſchechiſchen Vernichtungskrieg gegen die drei⸗ 
einhalb Millionen Sudetendeutſchen zu 


Iprechen, demgegenuber die Drangfäalierung der einigen 

zehntauſend Polen doch nur ein Kinderſpiel iſt, zeugt von 

an mangelhaften Verſtändnis volks- und außenpolitiſcher 
ragen. 


Die polniſch⸗tſchechiſchen Auseinanderſetzungen, die ſich 
bisher in der Hauptſache in Zeitungsartikeln, Verſamm⸗ 


lungsreden und Straßendemonſtrationen abſpielten, ſind 
jetzt auch 


auf außen politiſches Gebiet übergeſprun⸗ 
gen Mitte Oktober wurdedempolnifhen General⸗ 
onſul in Mähriſch⸗Oſtrau, Alexander Klotz, 
von der Prager Regierung das e ur 
entzogen. Auch ſchon ſein Vorgänger, Leon Mal⸗ 
homme, mußte unter ähnlichen Umſtänden dieſen Poſten 
verlaſſen. Damals aber war die Zurückziehung noch auf 
Erſuchen der Prager Eh. durch die Warſchauer Re⸗ 
gierung ſelber erfolgt. Diesmal dagegen wurde die Ent⸗ 
ziehung der Amtsbefugnis von tſchechiſcher Seite ohne jede 
vorherige Verſtändigung der Warſchauer Regierung ver— 
fügt. Die „Polska Zbroina“ bemerkte hierzu u. a.: „Daß 
zwei Generalkonſuln im Laufe weniger Monate den gleichen 
diplomatiſchen nüſſen, unter den unerquicklichſten Umſtän⸗ 
den verlaſſen müſſen, iſt ein Vorfall, den die Ge⸗ 
ſchichte der Nachkriegsdiplomatie nicht 
kennt. Die ann daß es ſich nicht um zwei exotiſche, 
ſondern um zwei in Mitteleuropa gelegene Staaten handelt, 
die unter derartigen Begleitumſtänden miteinander ver— 
kehren, kennzeichnet ſchlaglichtartig das polniſch-tſchechiſche 
Verhältnis und Die Bedeutung, die dieſem Fall 
für die geſamten europäiſchen Beziehungen 
zükom mf.“ 
Von tſchechiſcher Seite wird das Vorgehen gegen die 
polniſchen Generalkonſuln in Mähriſch⸗Oſtrau damit be⸗ 
gründet, daß dieſe ſich in ungebührlicher und die Sicher- 
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heit des tſchechiſchen Staates gefährdender Weile in die 
Angelegenheiten der tſchechiſchen Staats⸗ 
bürger polniſcher Nationalität eingemiſcht 
hätten. Von Klotz wird 3. B. behauptet, er hätte gelegent- 
lich einer Gedenkfeier am Grabe der bei Teſchen ab: 
geſtürzten polniſchen Flieger Zwirko und Wirgura der 
Tſchechei die polniſche Rache und die Los⸗ 
reißung des Teſchener Gebietes angekün⸗ 
digt. Demgegenüber wird in einer Verlautbarung des 
Warſchauer Außenminiſteriums darauf verwieſen, daß 
zwiſchen Polen und der Tſchechei ſeit 10 Jahren ein Ab⸗ 
kommen beſteht, in dem ſich die beiden Staaten den 
Schutz der beiderſeitigen Volksgruppen zugeſagt haben, und 
daß es zu den Amtspflichten des polniſchen General⸗ 
konſuls in Mährifch-Oftrau gehöre, über die Durchführung 
dieſes Abkommens zu wachen und ſich über die Lage der 
Polen im Teſchener Gebiet zu unterrichten. (In dem Ab⸗ 
kommen vom 23. April 1925, das hier gemeint iſt, iſt zwar 
von einer Gemiſchten Kommiſſion und einem Schiedsgericht, 
nicht aber von einer Aufſichtsbefugnis des polniſchen 
Generalkonſuls in Mähriſch⸗Oſtrau die Rede.) 


Die polniſche Regierung hat, als Antwort auf das 
tſchechiſche Vorgehen, am 18. Oktober zweien von den 
in Polen tätigen tſchechiſchen Konſuln, und 
zwar den Konſuln in Krakau und Poſen, die Ausübung 
ihrer Amtstätigkeit mit ſofortiger Wir⸗ 
kung verboten. Sie hat dabei betont, daß ſie gegen 
die betreffenden Konſuln ſelbſt keine Vorwürfe erhebe, daß 


es ſich vielmehr um eine Vergeltungs maßnahme. 


handle. Das polniſche Generalkonſulat in Mähriſch-Oſtrau 
wird, ebenſo wie die beiden tſchechiſchen Konſulate in Poſen 
und Krakau, bis zur Beilegung des Konfliktes unbeſetzt 
bleiben. Da die Prager Regierung auf die polniſche Ver— 
geltungsmaßnahme nicht in der von Warſchau anſcheinend 
erwarteten Weiſe geantwortet hat, ging die polniſche Re— 
gierung am 23. Oktober noch einen Schritt weiter: Sie 
beſchloß, ihren Prager Geſandten Grzybowſki 
abzuberufen und den Poſten vorerſt un⸗ 
beſetzt zu laſſen. Formell wurde die Abberufung mit 
der Ernennung Grzybowſkis zum Unterſtaatsſekretär beim 
Miniſterpräſidenten begründet. Praktiſch aber handelt es ſich 
um eine weitere Demonſtration gegen Prag. Da auch der 
tſchechiſche Geſandtenpoſten in Warſchau 


bereits ſeit Monaten unbeſetzt iſt, ſind die 
beiden Regierungen zur Zeit nur durch Geſchäftsträger bei 
einander vertreten. Dieſer Zuſtand ſtreift hart 
an die Grenze des Abbruchs der diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen. Die bolſchewiſtiſchen 
Manieren der Prager Regierung haben Warſchau zu der 
Ueberzeugung gebracht, daß es unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen eine Möglichkeit der Aufrechterhaltung enger 
nachbarlicher Beziehungen zum tſchechiſchen Staat nicht mehr 
gibt. Es iſt freilich fraglich, ob dieſe Maßnahme, die eine 
Demonſtration der Mißachtung ſein ſoll, gegen⸗ 
über einer Regierung zum Erfolg führen wird, deren 
Außenminiſter ſich in der Rolle eines bolſchewiſtiſchen Zu— 
hälters anſcheinend recht wohl fühlt. 


Daß ſich die Prager Regierung ſchließlich bereit erklärt 
hat, den Konflikt einem internationalen Schieds⸗ 
gerichtsverfahren zu unterbreiten, kann durchaus 
nicht als ein Beweis ihrer Verſtändigungsbereitſchaft gelten. 
Dieſes ſcheinheilige Anerbieten iſt im Gegenteil 
ein Verſuch der Prager Regierung, ſich der 
Verantwortung zu entziehen. Denn erſtens 
würde ſich ein derartiges Verfahren vermutlich geraume 
Zeit hinziehen und der Prager Regierung noch reichlich Ge⸗ 
legenheit geben, ihre Unterdrückungspolitik gegenüber den 
Polen des Mähriſch⸗Oſtrauer Gebietes fortzuführen. Und 
dann kann die Prager Regierung auch ſicher ſein, daß ein 
ſolches Verfahren zu ihren Gunſten ausgehen würde, — 
nicht etwa, weil ſie wirklich im Recht iſt, ſondern weil ſie i m 
Schiedsgerichtaller Wahrſcheinlichkeit nach 
die ſtärkere Partei ſein würde. Sie hat in dem 
Konflikt mit Polen nicht nur die Bolſchewiken, ſondern 
auch Frankreich und Rumänien auf ihrer Seite. 
Ein Schiedsgerichtsverfahren wäre für fie ein ungefährliches 
Experiment. Es iſt unter dieſen Umſtänden verſtändlich, daß 
die polniſche Regierung wenig Luſt verſpürt, ſich dem Urteil 
einer Inſtanz zu unterwerfen, die höchſt wahrſcheinlich von 
vornherein parteiifch gegen Polen eingeſtellt iſt. Es handelt 
ſich hier nicht um einen Minderheitenkonflikt, ſondern um 
eine außenpolitiſche Auseinanderſetzung. Der Punkt, 
an dem die Warſchauer Regierung in dieſer Auseinander— 
ſetzung in einer für den tſchechiſchen Gegner höchſt unange— 
1 Weiſe einſetzen kann, iſt die ſlowakiſche 

rage. 


Das Straßenweſen in Polen 


In Warſchau fand im September eine große Straßen- 
bau⸗-Ausſtellung ſtatt. Deren Trägerin war die pol⸗ 
niſche Straßenbau-Bereinigung (Liga Drogowa). Zweck der 


Ausſtellung war, für den Ausbau des Straßennetzes 
und die Motoriſierung in Polen zu werben. 
Die Nützlichkeit einer ſolchen Werbung, die ſich 


vor allem die Liga Drogowa zum Ziel geſetzt hat, läßt 
ſich nicht beſtreiten. Denn das polniſche Straßenweſen be⸗ 
findet ſich zur Zeit noch in einem geradezu beklagenswerten 
Ouſtand. Ganz abgeſehen davon, daß es in weiten Landes⸗ 
teilen Mittel- und Oſtpolens noch nahezu völlig an einiger⸗ 
maßen brauchbaren Straßen fehlt, entſprechen auch die vor⸗ 
handenen Hauptſtraßen erſt zum Teil den Anforderungen des 
modernen Verkehrs. Bisher find in Polen ſeit der Wieder⸗ 
aufrichtung des Staates nur in verhältnismäßig 
geringem Maße neue Straßen angelegt wor⸗ 
den. Die zur Verfügung ſtehenden Mittel reichten, vor allem 
während der erſten Jahre, nicht einmal aus, um das durch 
den Krieg ſtark in Mitleidenſchaft gezogene Straßennetz 
Mittel-, Oſt⸗ und Südpolens wieder inſtandzuſetzen. Auch 
während der erſten Jahre des Pilſudſkirsgimes wurde dem 
Ausbau des Straßennetzes nur wenig Aufmerkſamkeit ge⸗ 
ſchenkt. Die vorhandenen Mittel wurden allzu ſtark für die 
Zwecke der militäriſchen Rüſtung, des Baues verſchiedener 
Eitenbahnſtrecken und namentlich des Gdingener Hafenbaus 
in Anſpruch genommen. 


Bis zum Jahre 1931 wurden Bau und Unterhaltung 
der unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Straßen aus Mit- 
teln des Staatshaushaltes finanziert. 1931 wurde 
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dann der „Straßenfonds“ geſchaffen, der durch eine 
Kraftfahrzeugſteuer geſpeiſt wird. Die Hoffnungen, 
die man auf dieſen Fonds geſetzt hatte, erfüllten ſich nicht. Die 
geringe Zahl der in Polen vorhandenen Kraftfahrzeuge war 
nicht imſtande, Steuern in der erforderlichen Höhe aufzu⸗ 
bringen. Im Gegenteil: Die Steuer ſtellte ſich als ein ge⸗ 
eignetes Mittel heraus, die ohnehin recht ſchwächliche Motori⸗ 
ſierung Polens noch mehr zu erſchweren. In den Haushalts⸗ 
jahren 1931/32 bis 1934/35 floſſen insgeſamt nur etwa 50 Mill. 
Zloty in dieſen Fonds. Das reichte kaum für die notwendig⸗ 
ſten Unterhaltungsarbeiten, geſchweige denn für Neubauten 
aus. Eine ſtärkere Belebung machte ſich im 
polniſchen Straßenbauerſt mit dem Jahre 1934 
bemerkbar. Nach den Angaben, die Alexander Koby⸗ 
linſki in Heft 17 der Zeitſchrift „Die Straße“ macht, betrug 
die Dichte des befeſtigten Straßennetzes in 
Polen je 100 Geviertkilometer im Jahre 1920 11 km, im 
Jahre 1935 15 km. Von den 68 650 km Staats-, Wojewod⸗ 
ſchafts⸗ und Kreisſtraßen haben 30 v. H. (20 550 km) noch keine 
feſte Decke; von den 270 000 km Gemeindeſtraßen haben nur 
4 v. H. (10 470 km) bisher eine feſte Decke. Von den et wa 
58 500 km befeſtigten Straßen find nur 3 bis 
4 vH. mit einer neuzeitlichen Decke verſehen. 
In ganz Polen gibt es demnach etwa 1600 km Straßen, die 
man etwa in Deutſchland als modernen Verkehrsverhält— 
niſſen entſprechend anſehen würde. 

Ende des Jahres 1934 ſtellte das polniſche Verkehrsmini⸗ 
ſterium ein Sechsjahresprogrammfür den Stra⸗ 
Benbau auf. Nach dieſem Programm ſollen von 1935 bis 


1940 neuzeitliche Straßendeden aus Pflaſter, 
Klinkern, Beton, Asphalt uſw. in einer Geſamtlänge von rd. 
4750 km auf den ſchon beſtehenden Hauptſtraßenzügen ver⸗ 
legt werden; ferner ſollen Straßen minderen Grades in einer 
Geſamtlänge von rd. 1100 km vor allem in den Oſtwoje⸗ 
wodſchaften durch Aufbringen einer neuzeitlichen Decke 
in Hauptverkehrsſtraßen umgebaut werden; zahlreiche 

Brücken im Zuge der Staatsſtraßen ſollen neu bzw. um⸗ 

gebaut werden; für den Bau und die Unterhaltung der für 

das Wirtſchaftsleben und die Touriſtik besonders wichtigen 

Wojewodſchafts⸗, Kreis⸗ und Gemeindeſtraßen ſollen ſtaat⸗ 

liche Zuſchüſſe gegeben werden. Aus dem Sechsjahres⸗ 

plan ſind die dringlichſten Arbeiten herausgenommen und zu 
einem Zweijahresplan zuſammengeſtellt worden. Nach 
dieſem Teilprogramm ſollen in den Jahren 1935 und 

1936 folgende Straßenzüge mit einer für den Kraftverkehr 

geeigneten Decke verſehen werden: 

Warſchau—Poſen— Landesgrenze (in Richtung Berlin), 

Warſchau— Krakau Zakopane —Meerauge— Landesgrenze, 

Warſchau— Tſchenſtochau Dombrowaer Kohlenbecken (in Rich⸗ 
tung Oſtoberſchleſien Prag — Wien), 

Warschau — Lowicz — Lodz — Pabianice — Zdunfka Wola — 
Kaliſch, ferner Ausfallſtraßen in der Umgebung größerer 
Städte. 

Der größere Teil der im Zweijahresplan vorgeſehenen Straßen 

ſoll ſchwere Decken erhalten (unregelmäßiges Klein⸗ 

pflaſter, Beton, Klinker und Aſphalt⸗Beton). Der Reit ſoll 
mittelſchwere Decken (Zementſchotter, Bitumentep⸗ 
piche, Betonplatten uſw.) erhalten. An neuen Straßen ſind 

im Zweijahresplan nur etwa 230 km vorgeſehen, und zwar 

in den beſonders ſtraßenarmen Oſtwojewodſchaften. Die wich⸗ 

tigſten Brückenbauten, die im Rahmen des Planes 
vorgeſehen find, find eine Weichſelbrücke bei Wloclawek 

(Leslau), die Eiſenbahn⸗ und Straßenbrücke über die Weichſel 

bei Plock und der Wiederaufbau der im Kriege zerſtörten 

Dnjeſtrbrücken bei Zale zezyki. 

Die Mittel für den Straßenbau werden aus 
verſchiedenen Quellen geſchöpft. Es kommen in Betracht Kre⸗ 
dite des Arbeitsbeſchaffungsfonds, Mittel der In⸗ 
veſtlerungsanleihe, die vor allem für Zwecke des 
Straßenbaues beſtimmt war, Steuereingänge an den „Stra— 


ßenfonds“. Durch den Einſatz des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes und die Beſchäftigung von Notſtandsarbei⸗ 
tern werden den Straßenbauarbeiten noch weitere Mittel 
zugeführt. Die für den Straßenbau benötigten Rohſtoffe 
werden durchweg im Lande ſelbſt gewonnen: 
Wolhynien liefert Bajalt und Granit, bei Kielce wird Quarzit 
ae in Galizien Sandſtein uſw., in den Gebieten ohne 

teinbrüche werden Feldſteine für den Straßenbau verwen⸗ 
det; Straßenklinker werden in den ſtaatlichen Ziegeleien in der 
Wojewodſchaft Lublin hergeſtellt: Aſphalt und Teer werden im 
Naphthagebiet und in den Gasanſtalten gewonnen; Zement 
liefern zahlreiche Fabriken. Vorausgeſetzt, daß die Mittel nicht 
wieder ausgehen, iſt mit einer Belebung des Straßenbeus in 
Polen zu rechnen. Bis das ganze Land mit einem ausreichen⸗ 
den Netz brauchbarer Straßen überzogen iſt, werden aller⸗ 
dings, auch wenn das jetzige Tempo durchgehalten werden 
kann, noch viele Jahre vergehen. 

Ein ſolches Werk kann nicht gedeihen, wenn nicht die 
Geſamtheit bereit iſt, hierfür Opfer zu bringen. Dieſe Opfer⸗ 
bereitſchaft zu wecken und das Intereſſe für den Straßenbau 
wachzurufen, hat ſich die Liga Drog owa zum Ziele ge 
ſetzt. Die Liga wurde Anfang 1934 ins Leben gerufen. Ihr 
gehört eine ganze Reihe wirtſchaftlicher und ſonſtiger Ver⸗ 
bände an. Ihre Organiſation iſt noch im Aufbau begriffen. 
Durch Kreis⸗ und Ortsgruppen ſucht fie ſich allmählich über 
das ganze Land zu verbreiten, um durch ihre Außenſtellen 
die notwendige örtliche Aufklärungs⸗ und Werbearbeit zu 
leiſten. Auf ihre Anregung gehen verſchiedene geſetzliche und 
ſonſtige Maßnahmen, die zur Förderung des Straßenbaus 
beſtimmt ſind, zurück. So z. B. das Geſetz über das 
Scharwerk, das die Bevölkerung zu beſtimmten Hand⸗ 
und Spanndienſten verpflichtet. Der Wert dieſer Dienſte wird 
auf jährlich 25 bis 30 Mill. Zloty veranſchlagt. Mit der Ein⸗ 
führung von „Volksfeſttagen der Arbeit“ appelliert 
die Liga unmittelbar an den Gemeinſchaftsſinn und die Opfer: 
bereitſchaft jedes Einzelnen. Dieſe Tage werden von den 
Gruppen der Liga im ganzen Lande organiſiert; ihre Abſicht 
iſt es, durch die freiwillige, unentgeltliche Arbeit der Bevöl— 
kerung gewiſſe Straßenbauarbeiten durchzuführen, für die die 
ſonſt erforderlichen Mittel nicht aufgebracht werden können. 
Der Gedanke iſt gut; der Erfolg dieſes Appells muß abge⸗ 
wartet werden. 


Buchbeſprechungen 


Kameraden an der Memel. Roman von Heinz 
Gerhard. Brunnen-Verlag Willi Biſchoff, Berlin 1935. 
318 Seiten. Broſch. 4,00 ., Leinen 5,60 AM. — Einem 
Buch, das, wie dieſes, unmittelbar aus dem Erlebnis der 
Gegenwart heraus geſchrieben und dazu beſtimmt iſt, un— 
mittelbar der Gegenwart zu dienen, wird man es gern nach⸗ 
ſehen, wenn es nicht in jeder Hinſicht die Formen hoch⸗ 
entwickelter Romankunſt erfüllt. Es iſt die politiſche Lebens⸗ 
nähe, die dieſem Roman eines jungen Memeldeutſchen ſeine 
Wirkung verleiht. Wie die Gewaltherrſchaft der Litauer 
zerſtörend in das Leben jedes Einzelnen eingreift, das wird 


hier beiſpielhaft an den Schickſalen einiger Menſchen gezeigt. 


In einzelnen Teilen, wie in dem Lebensbericht des litauiſchen 
Arbeiters Petrauskas, oder in dem Bericht vom Zuſammen⸗ 
bruch des Gutsbeſitzers Feldmann, ſteigert ſich die Erzählung 
zu überzeugendem Können. Im deutſchen Kampf um Memel 
iſt das Buch eine brauchbare Waffe. Dr. K. 


Der Ruf der Erde. Deutſche Siedlung in Vergangenheit 
und Gegenwart. Von Prof. Karl H. Schöpke. Verlag 
B. G. Teubner, Leipzig und Berlin, 1935. 170 Seiten. Kart. 
2,80 A.. — Der Verfaſſer dieſes Buches hat ſich als Vor⸗ 
kämpfer für Arbeitsdienſt und Siedlung einen Namen ge⸗ 
macht. Er weiß viel Wiſſenswertes in allgemein verſtänd⸗ 
licher Form mitzuteilen. Aber das iſt es nicht allein, was 
den Wert dieſes Buches ausmacht. Wichtiger iſt noch, daß 
er das, was er ſagt, ſo ſagt, daß es ein Appell an den Willen 
iſt. Das Buch iſt in dieſem Sinne ein ausgezeichnetes Bei⸗ 
ſpiel dafür, wie geſchichtliches Wiſſen für die Gegenwart 
fruchtbar gemacht werden kann. Es iſt von einem tiefen 
Glauben an die Notwendigkeit der Siedlung, der Rückkehr 


des deutſchen Menſchen zum Boden, erfüllt; und es vermag 
dieſen Glauben auf ſeine Leſer zu übertragen. Im Blick 
über die Jahrtauſende ſtellt es die großen Wellen der ger⸗ 
maniſch⸗deutſchen Siedlungsbewegung dar und beſchreibt es 
die Urſachen und Folgen der Bodenentfremdung, zeigt es 
den Zuſammenhang zwiſchen Raſſe und Erde, Bauernſied⸗ 
lung, Fruchtbarmachen und Urbarmachen des Bodens, 
Arbeitsdienſt, Landhilfe, Abbau und Umbau der Großſtädte, 
alles das, was heute geſchieht, um den drohenden Volkstod 
zu bannen, läßt ſich erſt dann, wenn es in die großen welt⸗ 
und raſſengeſchichtlichen Zuſammenhänge hineingeſtellt 
wird, in ſeiner ganzen Bedeutung erfaſſen. Das geſchieht 
hier in einer der Größe der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
gerecht werdenden Form. Es iſt dleſem ebenſo volkstüm⸗ 
lichen wie inhaltsreichen Buche daher die weiteſte Ver⸗ 
breitung zu wünſchen. Dr. K. 


Deutſche Führer zum Oſten. Herausgegeben von 
A. Hillen⸗Ziehgfeld in Verbindung mit Rupert von Schu⸗ 
macher. Edwin Runge Verlag. — Dieſe Schriftenreihe hat 
es ſich zum Ziel geſetzt, die Männer zu ſchildern, die der 
Oſtbewegung des deutſchen Volkes von der Entſtehung des 
1. bis zum Aufſtieg des 2. Reiches entſcheidende Anſtöße. 
gegeben haben. Joſef März ſchreibt über Otto den 
Großen, Hans Hummel über den Großen Kur⸗ 
fürſten, Rupert von Schumacher über den 
Prinzen Eugen und Carl Rothe über Karl von 
Luxemburg. Weitere Hefte werden folgen. Es iſt nicht leicht, 
auf jo begrenztem Raum, wie ihn die einzelnen Hefte dieſer 
Schriftenreihe bieten (je 56 Seiten), die Tatſachen und Pro⸗ 
bleme, die ſich mit dieſer oder jener Führergeſtalt der 
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deutſchen Oſtgeſchichte verbinden, verſtändlich und zutreffend 
u ſchildern. Doch wird das Ziel des Herausgebers, „in 
er Darſtellung der großen Führerperſönlichkeiten das 
Werden Oſtdeutſchlands in das geſchichtliche Bewußtſein zu 
rücken“, durch die Darſtellungen der guten Fachkenner in der 
Hauptſache erreicht. Es wird ſich bei Fortführung der Reihe 
allmählich eine einigermaßen zuſammenhängende Entwick⸗ 
lungsgeſchichte des deutſchen Oſtens ergeben. Vielleicht wäre 
es beſſer geweſen, ſtatt in zwangloſer Folge und ohne Be⸗ 
iehung zueinander, die Einzelſchilderungen in geſchichtlicher 
eihenfolge und in logiſcher Anlehnung an einander abfaſſen 
zu laſſen. Dr. K. 


Heinrich der Löwe. Niederſachſens großer Herzog. Von 
Dr. Franz Lüdtke. Verlag Friedrich Vrandſtetter, 
Leipzig 1935. 16 Seiten. — Unter Verzicht auf manche mehr 
oder weniger bedeutſame Einzelheiten wird das Bild dieſes 
deutſchen Führers zum Oſten in wenigen, aber charakteri⸗ 
ſtiſchen Zügen gezeichnet. Das Streben nach der Verbindung 
zwiſchen Niederſachſen und Bayern, die Freundſchaft zwiſchen 
dem Löwen und Friedrich Barbaroſſa, die Züge nach Rom, 
die Pilgerfahrt ins „heilige Land“, der Kampf um Lübeck, 
der Bruch mit dem Kaiſer, der Sturz Heinrichs und ſeine 
Verbannung, — aus dieſen Ereigniſſen hebt ſich plaſtiſch die 
Geſtalt des Welfen und klar umriſſen ſein politiſches Wollen 
hervor. Dr. K. 


Tauſend Jahre deulſcher Kampf im Oſten. Von Dr. 
Hans Schoeneich. Verlag von Philipp Reclam jun., 
Leipzig. 2. Auflage. 79 Seiten. Geheftet 35 Pf., gebunden 
75 Pf. — Das Bändchen enthält eine recht lebendig geſchrie⸗ 
bene Geſchichte der Erfaſſuͤng des Oſtens durch deutſche 
Siedlung und Staatenbildung. Die Blickpunkte, die 
Schoeneich für ſeine Darſtellung wählt, bewahren ihn vor 
der Gefahr, die großen Linien und treibenden Kräfte der 
Entwicklung durch allzu viele Einzelheiten zu verwirren und 
zu verdecken. Dr. K. 


Das Danziger Werder. Von Willi Quade. Die Dan- 
ziger Höhe. Von John Muhl. Hefte 12 und 13 der Führer 
des Staatlichen Landesmuſeums für Danziger Geſchichte. 
Herausgegeben von Erich Keyſer. Kommiſſionsverlag A. W. 
Kafemann, G. m. b. H., Danzig. — Dieſe je 40 Seiten um— 
faſſenden Führer, die mit einigen Bildern und einer Karten— 
ſkizze ausgeſtattet find, geben von den Dörfern und Gütern 
der in ihnen behandelten Gebiete des Danziger Freiſtaates 
die wichtigſten ortsgeſchichtlichen Daten an. Vorausgeſchickt 
ſind kurze Darſtellungen der erdgeſchichtlichen Entwicklung 
der Werder: und Höhenlandſchaft ſowie knappe Abriſſe der 
politiſchen Geſchichte. Dr. K. 


Die ihr Heimatland verließen. Von Dr. Hans 
Schoeneich. Verlag von Philipp Reclam jun., Leipzig 


1935. 79 Seiten. Geheftet 35 Pf., gebunden 75 Pf. — „Wege 


und Schickſale deutſcher Auswanderer“ nennt ſich dieſe kleine 
Schrift im Untertitel. Sie kann und will nicht mehr, als an 
einigen Beiſpielen eine Vorſtellung davon vermitteln, welch 
unendlich reiche Ströme deutſchen Blutes in alle Teile der 
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Welt gefloſſen ſind und an deren Erſchließung Anteil ge⸗ 
nommen haben. Nach Ungarn und Nordamerika, nach 
Transkaukaſien und an die Wolga, nach Auſtralien und 
Südamerika, nach Polen und Südafrika werden in den er: 
zählenden Berichten, die Schoeneich gibt, die einzelnen 
Gruppen deutſcher Menſchen begleitet, die ihre Heimat 
verließen. Dr. K. 


Kolonien oder nicht? Die Einſtellung von Partei und 
Staat zum kolonialen Gedanken. Von Dr. H. W. Bauer. 
Richard Bauer Verlag, Leipzig 1935. 51 Seiten. Preis 
1,60 ... — Die Schrift trägt den Unbedenklichkeitsvermerk 
der NSDAP. Sie iſt ein Bekenntnis zum kolonialen Ge⸗ 
danken und eine Widerlegung der verfehlten Vorſtellungen, 
die über die Einſtellung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
zur Kolonialfrage vielfach noch verbreitet ſind. Es darf 
niemals dazu kommen, daß Oſtbewegung und Kolonial— 
bewegung in einen, die Geſchloſſenheit des nationalen 
Wollens gefährdenden Gegenſatz zueinander geraten. Die 
Kolonialbewegung iſt eine Forderung der deutſchen Gleich- 
berechtigung, Rohſtoffverſorgung und Weltgeltung. Die 
Oſtbewegung iſt eine Forderung der deutſchen Sicherheit, 
Nahrungsfreiheit und bodenſtändigen Kraft. Die erſte darf 
nicht zu einer Entwurzelung in der europäiſchen Heimat, 
die andere nicht zu einer Beſchränkung des politiſchen Blick— 
Dr. K. 


Schulungskafeln für polikiſche Erdkunde. Heraus: 
gegeben von Joachim von Boekh. Ludwig Voggenreiter 
Verlag, Potsdam. — Die Tafeln auf gefaltetem Karton, 
6—8 Seiten umfaſſend, enthalten, mit einer oder mehreren 
Kartenſkizzen verſehen, das Wichtigſte, was zu den jeweils 
behandelten Dingen zu ſagen iſt. Bisher ſind 15 Tafeln 
erſchienen: Saargebiet, Großbritannien, Engliſches Welt: 
reich, Frankreich, Italien, Sowjetunion, Japan, Nieder- 
lande und Kolonialgebiet, Ferner Oſten, Griechenland, 
Memelgebiet, China, Reichsautobahnen, Südſlawien, Euro— 
päiſches Mittelmeergebiet. Jede Tafel koſtet 10 bzw. 20 Pf. 
und iſt von zuverläſſigen Sachkennern bearbeitet. Für den 
Zeitungsleſer, der den Tagesnachrichten mit größerem Ver⸗ 
ſtändnis folgen will und keine Zeit zu tieferem Studium hat, 
ſind die Tafeln eine brauchbare Hilfe. 


Bei Tannenberg zwei Schlachken. Von Heinz Bürger. 
Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft Stuttgart — Leipzig — 
Berlin 1935. 96 Seiten. Preis 2,50 RA, — Ueber die beiden 
für die deutſche Stellung im Oſten entſcheidenden Schlachten 
bei Tannenberg von 1410 und 1914 berichtet der junge Ver⸗ 
faſſer in erzählender Form. Das Buch iſt für die Jugend be⸗ 
ſtimmt. Es erfüllt dieſen Zweck, ohne hiſtoriſch etwas Neues 
zu bieten. Ein Bild, das das Ordensſchloß von Marienwerder 
zeigt, wird als eine Wiedergabe der Marienburg bezeichnet. 
Das iſt peinlich. 

Perönliches 


Geburtstag: Poſtaſſiſtent i. R. Auguſt Vogt in Guhrau, 
Bez. Breslau, fr. Poſen-Stadt, am 21. 10., 70 J. a 


Als Druckſache für 3 Pfg. ſenden! 
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